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1  M A N A G E M E N T  S U M M A R Y  

In der nachstehenden Tabelle sind die wesentlichsten Feststellungen aus der Prüfung der Jahresrechnung des Bundes 2025 durch die Eidgenössische Finanzkontrolle 

(EFK) zusammengefasst. 

Sachgebiet Sachverhalt und Feststellungen Schlussfolgerung Status 

Ergebnis der Revision – 

Prüfungsurteil 

Die EFK hat die Prüfungsarbeiten wie geplant durchgeführt. Den Vermerk zur geprüften 

Jahresrechnung des Bundes 2025 hat die EFK mit Datum vom 20. März 2026 abgegeben. 

Sie hat die Existenz des IKS bestätigt. 

Die EFK hat alle wesentlichen Punkte und Feststellungen aus der Prüfung der Jahresrech-

nung mit den zuständigen Personen der Eidgenössischen Finanzverwaltung besprochen 

(siehe Kapitel 2, 3, 7 und 8). 

Die EFK empfiehlt, die Jahresrechnung 

des Bundes 2025 zu genehmigen. 
⚫ 

Feststellungen zur Rech-

nungslegung 

Die Jahresrechnung des Bundes 2025 wurde in Übereinstimmung mit den Richtlinien und 

Weisungen der Eidgenössischen Finanzverwaltung (EFV) zur Haushalt- und Rechnungs-

führung Bund (HH+RF) erstellt.  

Die Anmerkungen zur Rechnungslegung finden sich im Kapitel 4. Die Prüfungsdifferenzen 

sind im Kapitel 5 zusammengefasst. 

Alle Bestimmungen hinsichtlich der Rech-

nungslegung sind eingehalten. Abwei-

chungen von den IPSAS sind offengelegt. 

⚫ 

Feststellungen zum inter-

nen Kontrollsystem 

Es liegen keine bedeutenden Mängel vor. Die Schwächen und Verbesserungspotenziale 

des IKS sind im Kapitel 6 dargelegt. 

Die EFK hat die Existenz des IKS im Ver-

merk vom 20. März 2026 bestätigt. 
⚫ 

 

Legende: 

Es liegt ein bedeutender Mangel vor. Für die Eidgenössische Finanzverwaltung (EFV) besteht dringender Handlungsbedarf. 

Es besteht ein Verbesserungspotenzial, welches von der Eidgenössischen Finanzverwaltung (EFV) umgesetzt werden muss. 

Die Ergebnisse entsprechen den Erwartungen der EFK; daher besteht aus deren Sicht kein Handlungsbedarf.



 

EFK-25573  |  Finale Version  |  23.04.2026   6  

2  D U R C H F Ü H R U N G  U N D  E R G E B N I S S E  D E R  R E V I S I O N

2.1 Prüfungsauftrag und -ergebnis 

Die EFK prüft auf Basis von Artikel 6 und 8 des Bundesgesetzes über die Eidge-
nössische Finanzkontrolle (FKG, SR 614.0) die Jahresrechnung des Bundes. Sie ist 
in Band 1B Finanzbericht zur Staatsrechnung 2025, Teil A Jahresrechnung des 
Bundes, der Staatsrechnung abgebildet. Ziel der Prüfung ist es, ein Urteil darüber 
abzugeben, ob die Jahresrechnung den Richtlinien und Weisungen der Haushalt- 
und Rechnungsführung Bund sowie den Vorgaben im Finanzhaushaltgesetz 
(FHG, SR 611.0) und der Finanzhaushaltverordnung (FHV, SR 611.01) entspricht. 
Die Prüfung der Jahresrechnung hat ferner zum Ziel, ein Urteil darüber abzuge-
ben, ob ein internes Kontrollsystem (IKS) mit Bezug auf die finanzielle Berichter-
stattung existiert.  

Die EFK hat den Vermerk zur geprüften Jahresrechnung 2025 mit Datum vom 
20. März 2026 erteilt und die Existenz eines IKS gemäss den Vorgaben des Bun-
desrats bestätigt. Der Vermerk enthält analog den Vorjahren die Hervorhebung 
betreffend die eingeschränkte Beurteilung der Vermögens- und Schuldenlage 
aufgrund der als Sonderrechnungen geführten Fonds (BIF und NAF) sowie einen 
sonstigen Sachverhalt bezüglich der Prüfung der Einnahmen aus der direkten 
Bundessteuer (siehe Kapitel 2.4). 

Die Schlussrevisionen bei den einzelnen Verwaltungseinheiten (VE) wurden zwi-
schen dem 19. Januar 2026 und dem 20. März 2026 durchgeführt. Während des 
Jahres 2025 wurden bei verschiedenen VE Zwischenrevisionen und Funktions-
prüfungen vorgenommen. Die EFK konnte die Prüfungsarbeiten wie geplant 
durchführen. 

Die Informationen im vorliegenden umfassenden Bericht beziehen sich auf den 
genannten Zeitpunkt, an welchem die Prüfungsarbeiten beendet und der Ver-
merk abgegeben wurde. 

Nicht Gegenstand der Prüfungsarbeiten der EFK bilden der Band 1A Botschaft 
zur Staatsrechnung 2025 sowie die Teile B «Kreditsteuerung», C «Spezialfonds 

 

1  Eine Aufstellung der VE, die einer ordentlichen Prüfung unterzogen werden, findet sich in 
Anhang 3. 

der Bundesrechnung» und D «Spezialthemen» von Band 1B Finanzbericht zur 
Staatsrechnung 2025. Die Rechnungen der einzelnen VE (Band 2) werden in dem 
Umfang geprüft, in dem sie auf Basis der Risikoüberlegungen und Wesentlich-
keitsgrenzen zur Prüfung ausgewählt worden sind. Sie werden aber nicht separat 
bestätigt. 

Zu den Abschlüssen der Sonderrechnungen (Band 1A, Teil E) Bahninfrastruk-
turfonds (BIF) und Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrsfonds (NAF) 
bestehen separate Berichte der EFK. 

Die Konsolidierte Rechnung Bund ist nicht Gegenstand des Prüfungsauftrages der 
EFK. 

2.2 Prüfungsgrundsätze 

Die EFK hat die Prüfung der Jahresrechnung des Bundes 2025 in Übereinstim-
mung mit dem Schweizer Gesetz und den Schweizer Standards zur Abschluss-
prüfung (SA-CH) vorgenommen. 

2.3 Prüfungsansatz 

Auf Basis einer Risikoanalyse und eines mehrjährigen Rotationsplans hat die EFK 
die Prüfungsschwerpunkte, die Schlüsselrisiken und, damit verbunden, den je-
weiligen Prüfungsansatz definiert. Im Rahmen dieser Arbeiten legt sie auch We-
sentlichkeitsgrenzen fest. Diese dienen unter anderem zur Identifikation derjeni-
gen VE sowie Transaktionen und Positionen der Jahresrechnung, bezüglich derer 
Prüfungsarbeiten durchgeführt werden.1 Für die Abschlussprüfung bei diesen VE 
sind verschiedene Revisionsleiterinnen resp. -leiter der EFK oder der Internen Re-
visionen zuständig.  

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1967/1505_1553_1547/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1967/1505_1553_1547/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2006/227/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2006/228/de
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Sie erstellen eine individuelle Risikoanalyse und ein detailliertes Prüfprogramm. 
Dabei berücksichtigen sie, wo möglich, auch die Wirksamkeit des IKS. Die Ergeb-
nisse der verschiedenen Prüfungen bilden die Grundlage für das Prüfungsurteil. 
Dieser Bericht beinhaltet die für die Jahresrechnung des Bundes wesentlichen 
Elemente und die identifizierten Verbesserungspotenziale aus der Prüfung 2025. 
Diese Elemente der Prüfungsstrategie werden in den folgenden Kapiteln darge-
legt. Sie wurden der EFV an der Sitzung vom 16. September 2025 vorgestellt. 

2.4 Sonstiger Sachverhalt im Vermerk 

Die Kantone veranlagen und erheben die direkte Bundessteuer (DBST). Die Ein-
nahmen im Rechnungsjahr 2025 betrugen brutto vor Kantonsanteilen 32,1 Mrd. 
Franken. Die jährliche Prüfung der Ordnungs- und Rechtmässigkeit der Erhebung 
und Ablieferung des Bundesanteils obliegt den unabhängigen kantonalen Finanz-
aufsichtsorganen. Dies ist in Artikel 104b des Bundesgesetzes über die direkte 
Bundessteuer (DBG, SR 642.11) geregelt. Die Prüfung erfolgt mit einer Verzöge-
rung von einem Rechnungsjahr. Eine materielle Prüfung der Veranlagungen ist 
explizit ausgeschlossen. Die kantonalen Finanzaufsichtsorgane berichten der Eid-
genössischen Steuerverwaltung (ESTV) und der EFK über die durchgeführten 
Prüfungen. Die EFK ist gesetzlich dazu verpflichtet, sich auf diese Berichterstat-
tungen abzustützen. Sie verfügt über keine Kompetenzen, um die Ordnungs- und 
Rechtmässigkeit der Erhebung und Ablieferung zu überprüfen. Weitere Informa-
tionen zu diesem Thema finden sich in Kapitel 8. 

2.5 Unabhängigkeit 

Die Unabhängigkeit der EFK ist im Finanzkontrollgesetz (SR 614.0) verankert und 
es liegen keine mit ihrer Unabhängigkeit nicht vereinbaren Sachverhalte vor. 

2.6 Kommunikation 

Der vorliegende Bericht konzentriert sich auf die wichtigsten Elemente der Prü-
fung und die identifizierten Verbesserungspotenziale. 

Die in diesem Bericht festgehaltenen Ergebnisse wurden an der Schlussbespre-
chung vom 20. April 2026 mit den zuständigen Direktionsmitgliedern und 

weiteren Personen der EFV besprochen. Die konstruktive Diskussion ergab Über-
einstimmung mit den Berichtsinhalten. 

Die EFK bedankt sich bei allen an dieser Prüfung beteiligten Personen für ihre 
Verfügbarkeit sowie die angenehme und konstruktive Zusammenarbeit.

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1991/1184_1184_1184/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1967/1505_1553_1547/de
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3  P R Ü F U N G S S C H W E R P U N K T E  

Prüfungsschwerpunkt: Einhaltung der Vorgaben zur Schuldenbremse (EFV) 

Die Schuldenbremse lässt für das Rechnungsjahr 2025 zu, dass die ordentlichen Ausgaben um 262 Mio. Franken höher sein dürften als die ordentlichen Einnahmen (konjunkturell 

zulässiger Finanzierungssaldo). Der Bund erzielte effektiv einen ordentlichen Finanzierungsüberschuss von 1 185 Mio. Franken. Daraus resultiert ein struktureller Finanzierungsüber-

schuss von 1 446 Mio. Franken, womit der Bund sein Ausgabenpotenzial nicht ausgeschöpft hat.  

Vom ordentlichen Finanzierungsüberschuss in Höhe von 1 185 Mio. Franken wird das ausserordentliche Finanzierungsdefizit von 925 Mio. Franken in Abzug gebracht. Es ergibt sich 

somit für das Rechnungsjahr 2025 ein Finanzierungsüberschuss von 259 Mio. Franken. Es ist der erste erzielte Überschuss seit 2019.  

Das Amortisationskonto dient als Nachweis für den ausserordentlichen Haushalt. Per 31. Dezember 2025 zeigt es einen Fehlbetrag von 26 271 Mio. Franken (Vorjahr: 26 792 Mio. 

Franken).  

Risikobeurteilung Prüfungsansatz Prüfungsergebnis Status 

Es besteht das Risiko, dass die gesetzli-

chen Vorgaben der Schuldenbremse nicht 

korrekt oder nicht vollständig berücksich-

tigt sind. 

Prüfung der Einhaltung der Vorgaben zur Schuldenbremse 

und der daraus abgeleiteten Zuweisungen in das Ausgleichs- 

und das Amortisationskonto. 

Die Vorgaben der Schuldenbremse sind eingehalten. Der 

strukturelle Finanzierungsüberschuss von 1 446 Mio. 

Franken und das ausserordentliche Finanzierungsdefizit 

von 925 Mio. Franken wurden dem Amortisationskonto 

gutgeschrieben bzw. belastet. 

Der Fehlbetrag im Amortisationskonto ist bis zum Ab-

schluss des Rechnungsjahres 2035 auszugleichen. Der 

Bundesrat kann unter besonderen, vom Bund nicht steu-

erbaren Entwicklungen eine Erstreckung bis 2039 bean-

tragen (Art. 17e Abs. 2 und 3 FHG). Aktuell ist nicht si-

cher, ob das Defizit in den kommenden maximal 14 

Jahren ausgeglichen werden kann. Bei einer linearen 

Verteilung müssten jährlich 1,9 Mrd. Franken amortisiert 

werden. 

Der positive Saldo des Ausgleichskontos ist mit 20 Mrd. 

Franken unverändert zum Vorjahr. Strukturelle Über-

schüsse werden vorübergehend dem Amortisations- 

und nicht dem Ausgleichskonto zugewiesen (Art. 15e 

Abs. 1 FHG). 

⚫ 
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Prüfungsschwerpunkt: Ausserordentlicher Haushalt (EFV) 

Ausserordentliche Ausgaben können erfasst werden, wenn aussergewöhnliche und vom Bund nicht steuerbare Entwicklungen zu Ausgaben führen (Art. 15 Abs. 1 FHG). Die Zustim-

mung der Bundesversammlung ist dafür notwendig. 

Risikobeurteilung Prüfungsansatz Prüfungsergebnis Status 

Es besteht das Risiko, dass die gesetzli-

chen Bestimmungen zum ausserordentli-

chen Haushalt nicht eingehalten sind. 

Prüfung, ob die im ausserordentlichen Haushalt er-

fassten Einnahmen und Ausgaben vom Parlament als 

solche genehmigt worden sind. 

Das Parlament hat die ausserordentlichen Ausgaben von 

1 536 Mio. Franken und die ausserordentlichen Einnahmen von 

610 Mio. Franken des Jahres 2025 genehmigt.  

Unter die ausserordentlichen Einnahmen des Jahres 2025 fallen 

die zusätzliche Gewinnausschüttung der Schweizerischen Nati-

onalbank (SNB) in Höhe von 333 Mio. Franken sowie Einmalein-

nahmen von 237 Mio. Franken im Zusammenhang mit nicht 

umgetauschten Banknoten aus der 6. Banknotenserie. 

Die ausserordentlichen Ausgaben umfassen primär einen Kapi-

talzuschuss für die SBB in Höhe von 850 Mio. Franken sowie ei-

nen Höchstbetrag von 700 Mio. Franken zugunsten von schutz-

bedürftigen Personen aus der Ukraine. Der Rest dieser 

Ausgaben, der sich auf 694 Mio. Franken beläuft, wird erstmals 

ordentlich budgetiert. Hintergrund hierfür ist die Entscheidung 

des Parlaments, schrittweise aus der Ausserordentlichkeit aus-

zusteigen. Im Bundesbeschluss II vom 19. Dezember 2024 über 

den Finanzplan für die Jahre 2026 bis 2028 ist diese Strategie 

festgeschrieben. Für 2026 werden noch ausserordentliche Aus-

gaben von 600 Mio. Franken erwartet. Ab 2027 sind dann keine 

ausserordentlichen Ausgaben mehr vorgesehen. Die EFK be-

grüsst diesen Entscheid. Die bisherige Erfassung im ausseror-

dentlichen Haushalt war im Parlament nicht unumstritten. Ver-

buchungen im ausserordentlichen Haushalt sind nur zulässig, 

wenn aussergewöhnliche und vom Bund nicht steuerbare Situ-

ationen vorliegen. 

⚫ 
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Prüfungsschwerpunkt: Rückstellung Verrechnungssteuer (ESTV) 

In den langfristigen Rückstellungen sind voraussichtlich noch anfallende, aber bisher nicht erfasste Rückerstattungsforderungen aus der Verrechnungssteuer bilanziert, für die 

bereits ein Ertrag aufgrund einer Erhebungsdeklaration gebucht wurde. Per 31. Dezember 2025 beläuft sich die Rückstellung auf 31,6 Mrd. Franken (Vorjahr: 29,6 Mrd. Franken). 

Risikobeurteilung Prüfungsansatz Prüfungsergebnis Status 

Es besteht das Risiko, dass die Höhe der 

Rückstellung nicht korrekt geschätzt ist. 

Infolgedessen könnten die Verrechnungs-

steuereinnahmen falsch bemessen und 

ausgewiesen sein. 

Prüfung der Rückstellungsberechnung und Beurtei-

lung, ob die Schätzmethode stetig angewendet wird. 

Der Rückstellungsbetrag ist eine Schätzgrösse. Er wird mithilfe 

eines Modells berechnet, das im Vergleich zum Vorjahr unver-

ändert ist. Basierend auf den zur Verfügung stehenden Daten 

entspricht der Rückstellungsbetrag der bestmöglichen Schät-

zung. Die Berechnung erfolgte korrekt.  

⚫ 

Prüfungsschwerpunkt: Personalvorsorgeverpflichtungen (EPA / EFV) 

Die Personalvorsorgeverpflichtungen belaufen sich per 31. Dezember 2025 auf 1,6 Mrd. Franken (Vorjahr: 3,3 Mrd. Franken). Zur Ermittlung dieser Verpflichtungen in 

Übereinstimmung mit IPSAS 39 Leistungen an Arbeitnehmer hat die EFV verschiedene versicherungsmathematische Annahmen festgelegt. 

 

Risikobeurteilung Prüfungsansatz Prüfungsergebnis Status 

Es besteht das Risiko, dass die Personal-

vorsorgeverpflichtungen zu tief oder zu 

hoch ausgewiesen sind. Dies kann auf-

grund von unkorrekten respektive nicht 

nachvollziehbaren Annahmen der Fall 

sein. 

Die Prüfungshandlungen bestehen darin, die Plausi-

bilität der gewählten Parameter zu prüfen, diese Pa-

rameter zu besprechen und ihre Angemessenheit zu 

beurteilen. Des Weiteren werden die Inputdaten 

stichprobenweise überprüft und die Arbeiten des 

Vorsorgeexperten kontrolliert. Schliesslich wird auch 

beurteilt, ob die Offenlegung angemessen erfolgt. 

 

Aufgrund geänderter versicherungsmathematischer Annah-

men, insbesondere wegen der Zunahme des Diskontierungssat-

zes (von 1 Prozent auf 1,3 Prozent) und der Verbuchung eines 

Gewinns aus dem Vorsorgevermögen (+ 1,7 Mrd. Franken), sind 

die Verpflichtungen im Vergleich zum Vorjahr um die Hälfte ge-

sunken (- 1,6 Mrd. Franken). Die Bewertung und die Offenle-

gung in der Jahresrechnung sind korrekt (siehe Kapitel 4). 

⚫ 
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Prüfungsschwerpunkt: Rückstellung für die Räumung des ehemaligen Munitionslagers Mitholz (GS-VBS) 

Gemäss Beschluss des Bundesrates von 2020 wird das ehemalige Munitionslager Mitholz geräumt. Basierend auf diesem Beschluss wurde erstmals per Ende 2020 eine Rückstel-
lung gebildet. Die Höhe der Rückstellung wird jährlich an die aktuellsten Kostenschätzungen angepasst. Im abgeschlossenen Jahr waren keine Kostenanpassungen notwendig. Per 
31. Dezember 2025 beträgt die Rückstellung 1 342 Mio. Franken (Vorjahr: 1 375 Mio. Franken). Die Abnahme ist auf die Verwendung der Rückstellung für laufende Projektarbeiten 
zurückzuführen. 

Risikobeurteilung Prüfungsansatz Prüfungsergebnis Status 

Es besteht das Risiko, dass die Höhe der 
Rückstellung nicht anhand der bestmögli-
chen Schätzung ermittelt wurde. 

Prüfung des aktuellen Planungsstands und der Rück-
stellungsberechnung. Beurteilung, ob die Schätzme-
thode stetig angewendet wird und angemessen ist. 

Die Rückstellung entspricht der bestmöglichen Schätzung. Die 
Arbeiten sind 2025 fortgesetzt worden. Die Bewertung ist nach 
wie vor mit mehreren wesentlichen Unsicherheiten behaftet, 
die zum Zeitpunkt ihres Auftretens berücksichtigt werden.  

In Abweichung von den IPSAS verzichtet die EFV bei langfristi-
gen Rückstellungen auf den Einbezug der geschätzten langfris-
tigen Teuerungsrate und auf die Diskontierung der Zahlungs-
ströme. Würden diese beiden Effekte berücksichtigt, müsste die 
Rückstellung um weitere 175 Mio. Franken erhöht werden. Die-
ses Vorgehen ist in der Jahresrechnung des Bundes als nicht we-
sentliche Abweichung von den IPSAS offengelegt. Die EFK ak-
zeptiert dieses Vorgehen. 

⚫ 

Prüfungsschwerpunkt: Covid-19-Überbrückungskredite (SECO) 

Bis Ende Juli 2020 konnten Unternehmen, die wegen der Corona-Pandemie starke Umsatzeinbussen zu verzeichnen hatten, Überbrückungskredite in Anspruch nehmen. Diese 
Kredite, rückzahlbar innert acht Jahren, sind durch Solidarbürgschaften von vier Bürgschaftsgenossenschaften verbürgt. Allfällige Verluste der Bürgschaftsgenossenschaften über-
nimmt der Bund. Die dafür per 31. Dezember 2025 gebildete Rückstellung beträgt 359 Mio. Franken (Vorjahr: 475 Mio. Franken). 2025 hat der Bund Verluste in Höhe von 173 Mio. 
Franken übernommen. Diese wurden durch Wiedereingänge im Umfang von 46 Mio. Franken teilweise kompensiert. Die erwartete Gesamtverlustquote (1,8 Mrd. Franken) auf dem 
ursprünglichen Bürgschaftsvolumen von 16,9 Mrd. Franken beträgt rund 10,7 % (Vorjahr: 10,1 %).   

Risikobeurteilung Prüfungsansatz Prüfungsergebnis Status 

Es besteht das Risiko, dass die Rückstel-
lung für künftige Ausfälle zu hoch oder zu 
tief bemessen ist. 

Prüfung der Methodik und der effektiven Berech-
nung der Rückstellung. 

Im Vergleich zum Vorjahr wurde die Berechnungsmethodik 
nicht nennenswert angepasst. Der Rückstellungsbetrag ent-
spricht der bestmöglichen Schätzung. 

Die tiefere Rückstellung per 31. Dezember 2025 ist grösstenteils 
durch den Rückgang des Volumens der offenen Netto-Bürg-
schaften zu erklären, das sich von 3,4 Mrd. Franken per 31. De-
zember 2024 auf 1,8 Mrd. Franken Ende 2025 verringert hat. 
Dieser Effekt wird jedoch durch eine Verschlechterung der Bo-
nitätseinstufung der begünstigten Unternehmen ausgeglichen. 

⚫  
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Prüfungsschwerpunkt: Rechtsangelegenheiten im Kontext CS / UBS (GS-EFD / SECO) 

Anlässlich ihrer Rettungsaktionen musste die Credit Suisse Group AG auf Anweisung der Eidgenössischen Finanzmarktaufsicht (FINMA) im März 2023 sämtliche AT1-Instrumente 
abschreiben. Im Rahmen dieser Verfügung sind beim Bund und bei der FINMA mehrere Rechtsverfahren hängig oder wurden ihnen angedroht. Das Bundesverwaltungsgericht 
(BVGer) hat am 1. Oktober 2025 in einem der rund 360 Beschwerdeverfahren einen Teilentscheid getroffen. Es hat die Verfügung der FINMA vom 19. März 2023 aufgehoben, sich 
aber nicht zu den Folgen dieser Aufhebung geäussert. Die FINMA und die UBS Group haben den Teilentscheid angefochten und an das Bundesgericht weitergezogen. 

Risikobeurteilung Prüfungsansatz Prüfungsergebnis Status 

Es besteht das Risiko, dass allfällige Ver-

pflichtungen aus diesen Rechtsstreitigkei-

ten nicht vollständig und korrekt in der 

Jahresrechnung erfasst sind. 

Einholung von Rechtsauskünften bei den mit dieser 

Angelegenheit vom Bund und der FINMA beauftrag-

ten Rechtsanwälten. Beurteilung der Rechtsaus-

künfte hinsichtlich Nachvollziehbarkeit und Plausibi-

lität durch die EFK und eine von der EFK 

mandatierten Anwaltskanzlei. Prüfung, ob der Sach-

verhalt in der Jahresrechnung angemessen offenge-

legt ist. 

Alle beteiligten Parteien gelangen zur Einschätzung, dass für die 

Klägerinnen und Kläger resp. Antragsstellenden keine überwie-

genden Erfolgsaussichten bestehen. Die Offenlegung der 

Rechtsstreitigkeiten bei den Eventualverbindlichkeiten ist aus-

reichend. Per 31. Dezember 2025 ist keine Rückstellung not-

wendig. Die momentane Einschätzung kann sich zu einem spä-

teren Zeitpunkt ändern. 

⚫ 

Prüfungsschwerpunkt: Dolose Handlungen 
 

Risikobeurteilung Prüfungsansatz Prüfungsergebnis Status 

Beim Risiko, dass Kontrollen durch das 

Management ausser Kraft gesetzt werden, 

handelt es sich um ein bedeutsames Ri-

siko. 

Die EFK führt Analysen bezüglich doloser Handlun-

gen und damit verbundener Fehler durch. Es finden 

nebst anderem Befragungen des Managements, un-

vorhergesehene Prüfungshandlungen und Analysen 

der Journalbucheinträge statt. 

Die EFK erhielt während ihrer Prüfungstätigkeit keine Kennt-

nisse bezüglich wesentlicher Sachverhalte im Zusammenhang 

mit strafbaren oder dolosen Handlungen.  

⚫ 
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4  F E S T S T E L L U N G E N  Z U R  B U C H F Ü H R U N G  U N D  R E C H N U N G S L E G U N G  

Rechnungslegung – Abweichungen von den IPSAS   

Sachverhalt und Feststellungen Schlussfolgerung Status 

Die Jahresrechnung wird gemäss FHG in Anlehnung an die IPSAS Standards erstellt. Die Um-

setzungsrichtlinien sind im HH+RF abgebildet. Abweichungen von den IPSAS sind möglich, 

aber in der Jahresrechnung des Bundes zu begründen. Wesentliche Abweichungen sind zudem 

im Anhang 2 der FHV zu erwähnen. 

Der neue Standard IPSAS 45 Sachanlagen, der per 1. Januar 2025 den alten Standard IPSAS 17 

ersetzt hat, ist umgesetzt. Nach IPSAS 45 sind Kulturgüter zu bilanzieren, wenn sie die vorge-

gebenen Ansatzkriterien erfüllen. Der Standard macht auch bezüglich der Offenlegung von 

nicht bilanzierten Kulturgütern verschiedene Vorgaben. 

Gemäss der Verfügung des Bundesrates vom 21. März 2025 ist der neue IPSAS 43 Leasingver-

hältnisse (gültig ab 1. Januar 2025) nicht umgesetzt worden. Diese neue Abweichung ist in 

Anhang 2 der FHV aufgeführt.  

Ab dem Rechnungsjahr 2025 enthält die Jahresrechnung des Bundes eine Segmentberichter-

stattung. Die zentralen Vorgaben des IPSAS 18 Segmentberichterstattung werden eingehalten. 

Obwohl die Aufhebung dieser Abweichung bereits für das Rechnungsjahr 2025 gilt, tritt die 

Streichung der Abweichung aus Anhang 2 der FHV erst am 1. Januar 2026 in Kraft. Die übrigen, 

als nicht wesentlich erachteten Abweichungen von IPSAS 18 sind im Anhang der Jahresrech-

nung aufgeführt. Sie betreffen den Umstand, dass keine Offenlegung der Voranschlagszahlen 

und Bilanzwerte nach Segmenten stattfindet. 

In der Jahresrechnung 2025 sind die Vorgaben der IPSAS grundsätz-

lich eingehalten. Bestehende Abweichungen sind ausreichend of-

fengelegt. 

⚫ 

Rechnungslegung – IPSAS Standards 47 und 48   

Sachverhalt und Feststellungen Schlussfolgerung Status 

Ab dem 1. Januar 2026 sind zwei neue Standards anzuwenden. IPSAS 47 fasst die Rechnungs-

legungs- und Bewertungsgrundsätze für einen grossen Teil der Ertragsseite in einem einzelnen 

Standard zusammen. IPSAS 48 deckt den auf Ebene der Erfolgsrechnung bisher nur wenig ge-

regelten Transferaufwand ab.  

Um diese beiden Standards ohne Abweichungen anwenden zu können, wurden die Art. 61 

und Art. 62 FHV per 1. Januar 2026 ersatzlos gestrichen. Diese beiden Artikel hatten jene Fälle 

geregelt, in denen Spezialfonds (Art. 61) und Spezialfinanzierungen (Art. 62) im Fremd- oder 

Durch Anwendung dieser Standards entspricht das Forderungsprin-

zip, das bis 31. Dezember 2025 eine Abweichung von den IPSAS 

dargestellt hat, nunmehr den IPSAS Standards. Nach diesem Prinzip 

werden Steuerforderungen erfasst, wenn der Bund infolge von ver-

gangenen Ereignissen (steuerpflichtigen Ereignissen) die Kontrolle 

über die Ressourcen hat und erwartet, daraus künftig wirtschaftli-

chen Nutzen zu ziehen. 

⚫ 
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im Eigenkapital zu bilanzieren waren. Diese Bestimmungen waren mit den Vorgaben der neuen 

IPSAS nicht vereinbar. Die einzige in Anhang 2 FHV enthaltene Abweichung vom Standard 

IPSAS 47 betrifft die um ein Quartal bzw. einen Monat verzögerte Erfassung der Einnahmen 

der MWST und der direkten Bundessteuer. 

Die Einführung dieser Standards wird sich unter anderem auf die 

Darstellung der Spezialfonds und der Spezialfinanzierungen im Ei-

genkapital bzw. Fremdkapital auswirken. Die Neukategorisierung 

der Spezialfonds resultiert in einer Verschiebung von rund 3 Mrd. 

Franken vom Fremdkapital ins Eigenkapital. Betroffen sind in erster 

Linie der Netzzuschlagsfonds (rund 2,5 Mrd. Franken) und der Nuk-

learschadenfonds (0,6 Milliarden Franken). Die Spezialfinanzierung 

«Altlastenfonds» in Höhe von 0,4 Mrd. Franken wird ebenfalls vom 

Fremdkapital ins Eigenkapital überführt. Die Anpassung erfolgt per 

1. Januar 2026. Die Umsetzung von IPSAS 47 und 48, einschliesslich 

der Anpassung der Jahresrechnung, wird bei der Prüfung der Jah-

resrechnung 2026 überprüft.  

Wertberichtigung von Forderungen und Rückstellungen für erwartete Kreditverluste (ESTV)   

Sachverhalt und Feststellungen Schlussfolgerung Status 

Die Rückstellungen für erwartete Kreditverluste bei Forderungen aus der MWST, der Verrech-

nungssteuer, den Stempelabgaben und der DBST werden anhand von auf empirischen Werten 

beruhenden Bewertungsmodellen ermittelt. Im Rahmen der Prüfung 2025 wurden Verbesse-

rungspotenziale hinsichtlich der verschiedenen Modelle, Berechnungsmethoden und Schät-

zungen festgestellt. Die EFK hat die einzelnen Effekte dieser Verbesserungspotenziale auf we-

niger als 50 Mio. Franken beziffert. Ohne eingehende Analyse lässt sich keine präzise 

Schätzung abgeben. Ausserdem sieht das HH+RF keine Einzelwertberichtigungen vor. Strittige 

Forderungen, für die ein Ausfallrisiko erwartet und unmittelbar nach dem Bilanzstichtag be-

stätigt wird, werden per 31. Dezember nicht neu beurteilt. Die EFK hat festgestellt, dass per 

31. Dezember 2025 eine solche Forderung in Höhe von 48 Mio. Franken nicht neu beurteilt 

wurde. 

Neben dem HH+RF existiert keine detaillierte Dokumentation über die verschiedenen Metho-

den zur Berechnung von Rückstellungen für erwartete Kreditverluste, die deren Komplexität 

gerecht würde. Es mangelt an Informationen über die Vorgehensweise, die zugrunde gelegten 

Annahmen und die Unsicherheiten im Zusammenhang mit den angestellten Schätzungen. 

Die Rückstellungen für per 31. Dezember 2025 erwartete Kreditver-

luste beruhen auf bestmöglichen Schätzungen. Auf Basis der zum 

Bilanzstichtag verfügbaren Informationen decken sie die Risiken in 

ausreichendem Masse ab.  

Angesichts der neu gewonnenen Erkenntnisse über die Methodik 

ist es erforderlich, die Schätzungen und die Methoden zur Berech-

nung der erwarteten Kreditverluste innerhalb der verschiedenen 

Steuerarten im Jahr 2026 zu überprüfen. Dabei sind die Vorgaben 

der IPSAS Standards betreffend Schätzungen einzuhalten und falls 

nötig die Bestimmungen des HH+RF anzupassen. 

Des Weiteren sollte eine geeignete, verständliche Dokumentation 

über die Berechnung der Rückstellungen zusammengestellt wer-

den, in der die Verfahren, Annahmen, Schätzungen und Schät-

zungsunsicherheiten erklärt und begründet werden. Die neuen 

Methoden sind formell zu genehmigen. 

⚫ 
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Erhebung und Erfassung der direkten Bundessteuer (DBST)   

Sachverhalt und Feststellungen Schlussfolgerung Status 

Artikel 162 Abs. 1 DBG regelt den provisorischen und definitiven Bezug der direkten Bundes-

steuer (DBST). Ist die Veranlagung im Zeitpunkt der Fälligkeit (1. März) noch nicht vorgenom-

men, so wird die Steuer provisorisch bezogen. Auf diesen Termin ist eine Rechnung zu erstellen 

(Art. 1 der Verordnung des EFD über Fälligkeit und Verzinsung der direkten Bundessteuer, 

SR 642.124). Solche provisorischen Rechnungen basieren entweder auf der Steuererklärung, 

auf der letzten (definitiven) Veranlagung oder auf dem vermutlich geschuldeten Betrag (Schät-

zung).  

Aufgrund eines Problems mit seiner Veranlagungssoftware hatte der Kanton Genf 2025 hin-

sichtlich der Steuerperioden bis 2024 die provisorischen Veranlagungen der DBST noch nicht 

für alle Unternehmen vorgenommen. Dies war ein Verstoss gegen Artikel 162 DBG, der auch 

eine Verletzung der Artikel 38 und 47 FHG betreffend die Grundsätze der Buchführung nach 

sich zog. Der Kanton Genf hat in Zusammenarbeit mit der ESTV und der EFV Massnahmen 

ergriffen, um die Situation in Ordnung zu bringen und einen Jahresabschluss ohne wesentliche 

Abweichungen zu erstellen. Der Kanton hat im November 2025 rund 1 006 Mio. Franken und 

im Dezember 2025 nochmals etwa 839 Mio. Franken an direkter Bundessteuer fakturiert.  

Durch die zusätzlichen DBST-Fakturierungen konnten die Rechtsver-

letzung sowie der Verstoss gegen Artikel 162 DBG behoben wer-

den. 

Die zusätzlichen Fakturierungen vom November 2025 werden voll-

ständig als Einnahmen im Rechnungsjahr 2025 erfasst. Die Faktu-

rierungen vom Dezember 2025 werden aufgrund der zeitlichen Ver-

zögerung bei der Erhebung der DBST hingegen nicht im 

Rechnungsjahr 2025 verbucht. Die Erfassung erfolgt 2026. Aller-

dings ist die Periodenabgrenzung der Einnahmen fehlerhaft, und 

die Einnahmen für 2025 sind mit einem Nettobetrag von lediglich 

38 Mio. Franken unterbewertet. Dieser Betrag entspricht nur dem 

Bundesanteil an der DBST, den der Kanton Genf bei einer ordentli-

chen provisorischen Veranlagung auf Grundlage der letzten defini-

tiven Veranlagung fakturiert hätte. Nicht darin berücksichtigt sind 

die in den Jahren 2022 und 2023 erzielten ausserordentlichen Ge-

winne der Unternehmen aus dem Energiehandels- und Roh-

stoffsektor. Deren provisorische Erstveranlagung hatte nicht statt-

gefunden. 

⚫ 

Personalvorsorgeverpflichtungen (EPA / EFV) – demografische Annahmen 

Sachverhalt und Feststellungen Schlussfolgerung Status 

Im Jahr 2024 hat die EFV die demografischen Annahmen umfassend überprüft. Die Invalidie-

rungs- und die Pensionierungswahrscheinlichkeiten wurden neu festgelegt und damit an die 

Erfahrungswerte der letzten Jahre angeglichen. Die Wahrscheinlichkeit der Kapitalbezugsop-

tion wurde auf 25 % erhöht. Die Personalvorsorgeverpflichtungen per 31. Dezember 2025 ba-

sieren auf den demografischen Annahmen von 2024 und auf den technischen Grundlagen BVG 

2020. 

Der Anteil der Kapitalbezüge ist in den letzten beiden Jahren stark gestiegen und entfernt sich 

von der auf 25 % festgelegten Kapitalbezugswahrscheinlichkeit (Durchschnitt der letzten fünf 

bis zehn Jahre). 2025 hat der Anteil 40,0 % erreicht (39,5 % im Jahr 2024). 

Die zum 31. Dezember 2025 getroffenen demografischen Annah-

men sind angemessen und vernünftig. 

Die EFV überprüft die Annahmen grundsätzlich in einem Intervall 

von fünf Jahren. Sollte es rascher zu einer starken Veränderung ei-

nes wichtigen Parameters kommen, müssten die entsprechenden 

Annahmen früher angepasst werden. Die neuen technischen 

Grundlagen BVG 2025 sind im Dezember 2025 veröffentlicht wor-

den, und der Anteil der Kapitalbezüge hat sich stark erhöht. Daher 

ist es notwendig, dass die EFV die demografischen Annahmen im 

Rechnungsjahr 2026 erneut überprüft. 

⚫ 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1993/717_717_717/de
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Personalvorsorgeverpflichtungen (EPA / EFV) – Berücksichtigte Einheiten 

Sachverhalt und Feststellungen Schlussfolgerung Status 

Die Personalvorsorgeverpflichtungen umfassen nicht nur alle Verpflichtungen der Verwal-
tungseinheiten des Bundes, sondern auch diejenigen von compenswiss. compenswiss ist eine 
unabhängige öffentlich-rechtliche Anstalt des Bundes, die eine separate Jahresrechnung in 
Übereinstimmung mit den IPSAS-Standards vorlegt. 

Die Vorsorgeverpflichtungen gegenüber den Mitarbeitenden der Zentralen Ausgleichsstelle 
(ZAS) und den Mitarbeitenden des Staatssekretariats für Wirtschaft (SECO), die für die Aus-
gleichsstelle der Arbeitslosenversicherung arbeiten, sind in den Personalvorsorgeverpflichtun-
gen des Bundes inbegriffen. Diese Mitarbeitenden verfügen über einen Arbeitsvertrag mit der 
Bundesverwaltung. In Übereinstimmung mit dem Gesetz werden die von diesen Verwaltungs-
einheiten getragenen Lohnkosten den Ausgleichsfonds der AHV, der IV und der EO bzw. dem 
Ausgleichsfonds der Arbeitslosenversicherung (Ausgleichsfonds ALV) weiterverrechnet. In den 
gesetzlichen Grundlagen finden sich keine expliziten Aussagen darüber, wer das Risiko der be-
ruflichen Vorsorge zu tragen hat – die Bundesverwaltung oder die Ausgleichsfonds. Die Ver-
antwortung für die Personalvorsorgeverpflichtungen ist nicht klar definiert. 

Der Ausgleichsfonds ALV wird 2026 untersuchen, ob eine Umstel-
lung auf die IPSAS Standards durchführbar ist. Parallel dazu ist es 
angebracht, die Verantwortung des Bundes gegenüber den Mitar-
beitenden des SECO zu analysieren, die mit Blick auf die berufliche 
Vorsorge der Ausgleichsstelle der Arbeitslosenversicherung zuge-
ordnet sind. Diese Analyse müsste auf die Mitarbeitenden der Zent-
ralen Ausgleichsstelle (ZAS) ausgeweitet werden, deren Situation 
ähnlich gelagert ist wie die des Ausgleichsfonds ALV. Die Analyse 
sollte sowohl juristische Aspekte als auch das Prinzip vom Vorrang 
des Inhalts gegenüber der Form (Substance over Form) berücksich-
tigen. 

⚫ 

Fehlende Belegnachweise für Erträge aus EETS (BAZG)   

Sachverhalt und Feststellungen Schlussfolgerung Status 

Bereits 2021 hat die EFK festgestellt, dass in der Datenbank des Europäischen Elektronischen 
Mautdiensts (European Electronic Toll Service, EETS) Belegnachweise zu den Einnahmen aus 
der Leistungsabhängigen Schwerverkehrsabgabe (LSVA) fehlen. Damit ist die Nachvollziehbar-
keit der Buchungen aus diesem System erheblich eingeschränkt. Das BAZG hat 2025 nachge-
wiesen, dass die Daten im System verfügbar sind und mit Blick auf die Einnahmen aus dem 
EETS angezeigt werden können. Allerdings ist das Verfahren zur Sichtung der Belegnachweise 
langwierig. 

Zur Sicherstellung einer ordnungs- und rechtmässigen Buchführung muss sich das BAZG der 
Vollständigkeit der Daten von der Bereitstellung durch den EETS-Anbieter bis zu ihrer Erfas-
sung in SAP vergewissern. Das BAZG muss dies mittels geeigneter interner Kontrollen sicher-
stellen. Die Vollständigkeit der Daten in den langfristigen Archiven ist ebenfalls zu garantieren. 

Die EFK hat zusätzliche Prüfungshandlungen durchgeführt, um die Risiken einer wesentlichen 
Abweichung in der Jahresrechnung des Bundes 2025 abzudecken. 

Ähnliche Feststellungen wurden bei der Prüfung der im Jahr 2023 neu eingeführten e-Vignette 
im Via-Webshop gemacht. Seitdem hat das BAZG an der Lösung dieser Probleme gearbeitet. 

Die Einnahmen aus EETS wurden 2025 vollständig und korrekt ver-
bucht.  

Gleichwohl besteht beim BAZG seit Jahren Handlungsbedarf und 
die Notwendigkeit zur Ergreifung von Massnahmen. Das über die 
betreffenden Schnittstellen verarbeitete Transaktionsvolumen 
steigt deutlich an. Somit muss das BAZG die Schnittstellen sowie 
alle verarbeiteten Daten und ihre Erfassung mittels geeigneter, 
wirksamer Kontrollen garantieren und überwachen. 
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Rückstellung für Covid-19 Testkosten (BAG)   

Sachverhalt und Feststellungen Schlussfolgerung Status 

Bis zum 31. Dezember 2022 hat der Bund die Kosten für unterschiedlichste Tests auf Infektio-

nen mit dem Coronavirus zu einem grossen Teil übernommen (Covid-19-Verordnung 3, 

SR 818.101.24). Für die durchgeführten, aber noch nicht an den Bund abgerechneten Testkos-

ten ist eine Rückstellung notwendig. Den Leistungserbringerinnen und Leistungserbringern 

wurden grosszügige Abrechnungsfristen gewährt. Zudem sind die Verfahren zur Prüfung der 

Anträge von Berechtigten komplex, weshalb sie viel Zeit und Ressourcen in Anspruch nehmen. 

Diese Sachverhalte führen dazu, dass sich die Abrechnungen an den Bund erheblich verzögern. 

Auch drei Jahre nach Auslauf der gesetzlichen Regelungen sind noch nicht alle Kosten an den 

Bund abgerechnet. 2025 hat der Bund Kosten in Höhe von 2,1 Mio. Franken rückerstattet. Per 

31. Dezember 2025 beträgt die Rückstellung 151 Mrd. Franken (Vorjahr 159 Mrd. Franken). 

Im Jahr 2024 bei den Versicherungen erhobene Daten haben zu ei-

ner Verbesserung bei der Schätzqualität geführt. Insgesamt sind 

diese Referenzdaten auch 2025 noch gültig. Dennoch basiert die 

Rückstellung weiterhin auf unterschiedlichen Annahmen, die mit 

hohen Schätzunsicherheiten verbunden sind. Der bilanzierte Be-

trag entspricht der bestmöglichen Schätzung. 

Die Rechnungen verjähren schrittweise ab 2026. Diesem Umstand 

muss künftig bei der Ermittlung der Rückstellung Rechnung getra-

gen werden.  

⚫ 

Darlehen Skyguide (EFV / BAZL)   

Sachverhalt und Feststellungen Schlussfolgerung Status 

Zur Bewältigung der finanziellen Folgen der Covid-19-Pandemie hat Skyguide vom Bund im Juli 

2021 ein Darlehen in der Höhe von 250 Mio. Franken erhalten. Dieses muss spätestens im Jahr 

2031 zurückbezahlt werden. Während der Laufzeit des Darlehens sind keine vertraglichen Til-

gungszahlungen vorgesehen. 2025 hat Skyguide 41 Mio. Franken zurückgezahlt. Der Restbuch-

wert des Darlehens beläuft sich zum Bilanzstichtag 2025 auf 164 Mio. Franken. Die zukünftige 

finanzielle Situation von Skyguide hängt weiterhin insbesondere von der Umsetzung des Ent-

lastungspakets 2027 für den Bundeshaushalt und von der Genehmigung des Leistungsplans 

für die Referenzperiode 2025 bis 2029 (National Performance Plan) durch die Europäische 

Kommission ab. Die zuständige europäische Stelle hat Anfang März 2026 mit einer eingehen-

den Prüfung der zweiten Version des Leistungsplans begonnen. Dieser Prozess wird bis zur 

Entscheidungsfindung mehrere Monate in Anspruch nehmen. 

Eine Wertberichtigung des Darlehens per 31. Dezember 2025 ist 

nicht notwendig. Die Entwicklung der Finanzlage von Skyguide ist 

von der EFV für die zukünftige Bewertung des Darlehens zu be-

obachten. 

⚫  

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2020/438/de


 

EFK-25573  |  Finale Version  |  23.04.2026   18  

Beteiligung an der RUAG International Holding AG (EFV)   

Sachverhalt und Feststellungen Schlussfolgerung Status 
Der Bund hält 100 % des Aktienkapitals der RUAG International Holding AG. Die Beteiligung an 

diesem Unternehmen des Bundes wird nach der Equity-Methode bewertet. Die Bewertung 

der Beteiligung per 31. Dezember 2025 in Höhe von 376 Mio. Franken basiert auf dem letzten 

verfügbaren Abschluss des Unternehmens. Massgebend ist hierfür der Abschluss vom 30. Sep-

tember 2025. Da dieses Datum vom Bilanzstichtag des Bundes abweicht, muss die Bewertung 

angepasst werden, um die wichtigsten zwischen den beiden Abschlussstichtagen erfolgten 

Transaktionen zu berücksichtigen. Im Februar 2026 hat RUAG International per 31. Dezember 

2025 zwei neue Rückstellungen für Rechtsstreitigkeiten in Höhe von insgesamt 66,1 Mio. Fran-

ken gebildet, die ihr Jahresergebnis belastet haben. Die EFV hat diese Transaktionen mit Blick 

auf die Jahresrechnung des Bundes als unwesentlich beurteilt und keine Anpassung der Betei-

ligungsbewertung in der Bilanz vorgenommen. 

Der aus der Bildung dieser Rückstellungen resultierende Rückgang 

des Jahresergebnisses der RUAG International Holding AG ist we-

sentlich. Der auf 66,1 Mio. Franken bezifferte Effekt auf die Bewer-

tung der Beteiligung in der Bilanz übersteigt die Grenze eines tole-

rierbaren Fehlers von 50 Mio. Franken (siehe nicht korrigierte 

Prüfungsdifferenz in Kapitel 5.3). 

⚫ 

Ausbildungsgutschriften für die Milizkader der Armee (VTG)   

Sachverhalt und Feststellungen Schlussfolgerung Status 
Die Armee gewährt Milizkadern, welche die Kaderschule und den praktischen Dienst für die 

Ausbildung zum Unteroffizier, zum höheren Unteroffizier oder zum Offizier bis Stufe Stäbe der 

Truppenkörper erfolgreich absolviert haben, eine Ausbildungsgutschrift. Diese Massnahme 

soll die Ausbildung von Militärkadern attraktiver machen. Die Voraussetzungen und das Ver-

fahren für die Gewährung der Gutschrift sind in der Verordnung über die Ausbildungsgutschrift 

für Milizkader der Armee (VAK, SR 512.43) geregelt. 

Am 31. Dezember 2025 hat die Gruppe Verteidigung (VTG) erstmals eine Rückstellung von 

4,8 Mio. Franken für vor dem Bilanzstichtag eingegangene Gutschriftsanträge gebildet, die 

noch formell überprüft werden müssen. 

Für Verpflichtungen aus erworbenen Rechten auf Ausbildungsgutschriften wurde keine Rück-

stellung gebildet. Eine Eventualverpflichtung ist ebenfalls nicht ausgewiesen. Laut EFV sind die 

Voraussetzungen für die Bildung einer Rückstellung und den Ausweis einer Eventualverpflich-

tung nach IPSAS 19 Rückstellungen nicht erfüllt. Die Absolvierung einer militärischen Ausbil-

dung stellt laut EFV für sich alleine genommen kein vergangenes Ereignis dar. Aus Sicht der 

EFV erfüllen die Verpflichtungen die Bedingungen für finanzielle Zusagen. Nach dem HH+RF 

liegt jedoch keine finanziellen Zusagen vor, wenn ein Beitrag auf dem Verordnungsweg festge-

legt wird. Diese Verpflichtungen sind demzufolge im Anhang der Jahresrechnung nicht ausge-

wiesen.  

Ihre Höhe wird per Ende 2025 auf Grundlage der erhobenen Daten und gesammelten Erfah-

rungen auf einen Betrag zwischen 30 und 130 Mio. Franken geschätzt. 

Die per 31. Dezember 2025 gebildete Rückstellung von 4,8 Mio. 

Franken entspricht IPSAS 19.  

Aus Sicht der EFK könnte der Abschluss einer militärischen Ausbil-

dung bereits ein vergangenes Ereignis darstellen, was die Bildung 

einer Rückstellung oder – im Falle einer nicht zuverlässigen Schät-

zung – den Ausweis einer Eventualverpflichtung nach sich zöge. 

Die EFK akzeptiert die Auffassung der EFV, der zufolge weder eine 

Rückstellung noch eine Eventualverpflichtung in der Jahresrech-

nung des Bundes auszuweisen ist. 

⚫ 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2017/812/de
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Erhöhung der Beteiligung an der Europäischen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (SECO) 

Sachverhalt und Feststellungen Schlussfolgerung Status 

Die Schweiz ist Mitgliedstaat der Europäischen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung 

(EBWE) und hält rund 2 % am Kapital der Bank. 2024 haben die Mitgliedstaaten der EBWE eine 

Erhöhung des Kapitals der Institution um 4 Mrd. Euro beschlossen. Im März 2025 hat die 

Schweiz 9 197 Anteile mit einem Nennwert von je 10 000 Euro gezeichnet. Die Zahlungen in 

diesem Zusammenhang werden über die nächsten vier Jahre (2026 bis 2029) geleistet. Per 

Ende 2025 hat der Bund diese Erhöhung seiner Kapitalbeteiligung noch nicht bilanziert. Im 

Unterschied zu anderen Entwicklungsbanken räumt die EBWE ihren Mitgliedstaaten das 

Stimmrecht bereits bei Zeichnung von Anteilen und nicht erst nach deren Bezahlung ein. 

Mit dem Erwerb der zusätzlichen Stimmrechte bei Zeichnung der 

neuen Anteile erhält die Schweiz zu diesem Datum die Kontrolle 

über die betreffenden Anteile. Die Erhöhung der Beteiligung an der 

EBWE um 92 Mio. Euro (85,6 Mio. Franken) müsste in der Bilanz der 

Jahresrechnung des Bundes per 31. Dezember 2025 vollumfänglich 

erfasst sein. Das Bilanzierungsdatum fällt nicht mit den über vier 

Jahre gestaffelten Zahlungsterminen zusammen (siehe nicht korri-

gierte Prüfungsdifferenz in Kapitel 5.3). 

⚫ 
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5  P R Ü F U N G S D I F F E R E N Z E N  

5.1 Wesentlichkeitsgrenzen 

Die EFK beurteilt eine Prüfungsdifferenz als relevant, wenn diese den Betrag von 
50 Mio. Franken überschreitet. Die Auswirkung der Prüfungsdifferenzen auf das 
Verständnis der Jahresrechnung des Bundes wird als wesentlich beurteilt, wenn 
sie kumuliert den Betrag von 700 Mio. Franken überschreiten. 

Falsche Darstellungen, einschliesslich fehlender Darstellungen, werden als we-
sentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden kann, dass sie ein-
zeln oder in der Summe die auf der Grundlage der Jahresrechnung getroffenen 
wirtschaftlichen Entscheidungen von Nutzerinnen und Nutzern beeinflussen 
können. 

5.2 Korrigierte Prüfungsdifferenz 

Die EFK hat keine falschen Darstellungen (Prüfungsdifferenzen) grösser 50 Mio. 
Franken festgestellt, die von der EFV während den Prüfungsarbeiten korrigiert 
worden sind. 

5.3 Nicht korrigierte Prüfungsdifferenzen 

Die EFK hat die nebenstehend aufgeführten falschen Darstellungen (Prüfungsdif-
ferenzen) festgestellt, welche einzeln und insgesamt unter 700 Mio. Franken lie-
gen. In Bezug auf die Jahresrechnung 2025 sind die Prüfungsdifferenzen als nicht 
wesentlich erachtet und daher nicht korrigiert worden. Sie führen zu einem 
Rückgang des Finanzierungssaldos um 85,6 Mio. Franken. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschreibung  Auswirkungen 

auf das 

Ergebnis (in 

Tausend CHF) 

 

 

Auswirkungen 

auf die Netto- 

investitionen 

(in Tausend 

CHF) 

Auswirkun-

gen auf das 

Eigenkapital 

(in Tausend 

CHF) 

Beträge in der Jahresrechnung 

2025 

3 835 806 (5 948 955) 12 029 363 

Nicht korrigierte Prüfungsdiffe-

renzen, die im Berichtsjahr iden-

tifiziert wurden: 

   

Anpassung der Bewertung der 

Beteiligung an RUAG Internatio-

nal (siehe Kapitel 4) 

(66 100) - (66 100) 

Beteiligung der Schweiz an der 

Kapitalerhöhung der EBWE 

(siehe Kapitel 4) 

- (85 576) - 

Prüfungsdifferenzen des Vorjah-

res, die im Berichtsjahr korri-

giert wurden 

- - - 

Beträge unter Beachtung von 

nicht korrigierten Prüfungsdiffe-

renzen und Sondereffekten aus 

dem Vorjahr 

3 769 706 (6 034 531) 11 963 263 

(+) = Erhöhung des Ergebnisses oder des Eigenkapitals / (-) = Verringerung des Ergebnisses oder des Eigenka-
pitals 
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5.4 Ungenügende Anhangsangaben oder Fehldarstellungen in 
der Jahresrechnung 

Die EFK hat einzelne ungenügende Anhangsangaben und Fehldarstellungen in 
der Jahresrechnung des Bundes 2025 festgestellt. Diese wurden der EFV wäh-
rend der Prüfungsarbeiten mitgeteilt und von ihr korrigiert. Die EFK hat keine 
weiteren wesentlichen Feststellungen betreffend falsche Darstellungen und Of-
fenlegungen im Zusammenhang mit der Jahresrechnung des Bundes 2025 ge-
macht. 

5.5 Gesamtbeurteilung 

Die festgestellten, nicht korrigierten Prüfdifferenzen sind sowohl einzeln als auch 
zusammengefasst unwesentlich. 
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6  F E S T S T E L L U N G E N  Z U M  I K S  

Die EFK hat bestätigt, dass ein gemäss den Vorgaben des Bundesrates in Über-
einstimmung mit dem PS-CH 890 ausgestaltetes IKS für die Erstellung der Jahres-
rechnung des Bundes existiert. 

Die von der EFK durchgeführten Prüfungen im Bereich des IKS decken nicht jedes 
Jahr alle Prozesse ab. Die Tabelle zeigt die Resultate der von der EFK durchge-
führten IKS-Prüfungen und die dabei identifizierten Verbesserungspotenziale. 
Der mehrjährige Rotationsplan für die Prüfungen der verschiedenen IKS-Pro-
zesse findet sich in Anhang 2. 

Aufgrund der Prüfungsergebnisse hat die EFK ein positives Prüfungsurteil zur 
Existenz des IKS abgegeben. Das Prüfungsurteil stützt sich dabei auf die Einschät-
zung der Existenz derjenigen Systeme und internen Kontrollen, die anlässlich der 
Prüfungsplanung in den diesjährigen Prüfungsumfang aufgenommen wurden. 
Die Einschätzung zur Existenz des IKS macht keine Aussage darüber, ob die Kon-
trollen richtig und dauerhaft funktionieren und damit zur Erreichung der IKS-
Ziele wirksam sind. Die von der EFK durchgeführten Prüfungen decken nicht alle 
Kontrollen auf Unternehmens-, Prozess- und allgemeiner IT-Ebene ab. 

Während ihrer Prüfungen im Jahr 2025 hat die EFK verschiedene Kontrolldefizite 
festgestellt. Zentrale Feststellungen und Schlussfolgerungen zu ausgewählten 
IKS-Bereichen sind in der Tabelle aufgeführt. Weitere Informationen zu den IKS-
Prüfungen und den Ergebnissen finden sich im Anhang 1. Die Feststellungen und 
Schlussfolgerungen zum IKS beim BAZG verdienen besondere Aufmerksamkeit, 
weshalb sie in diesem Kapitel aufgegriffen werden.  

 

Prozesse / Positionen der Jahresrechnung VE Beurteilung (EFK) 

2024 2025 

Übergeordnete Prozesse 

Generelle Informatik (IT) – Kontrollen BIT2 ⚫ ⚫ 

 

2 Eine Übersicht über die geprüften finanzrelevanten Systeme findet sich in Anhang 3. 

Prozesse / Positionen der Jahresrechnung VE Beurteilung (EFK) 

2024 2025 

IPDM (CCHR EPA) EPA ⚫ ⚫ 

Kreditorenworkflow EFV  ⚫ 

Fiskaleinnahmen 

Fiskalertrag inkl. Forderungen und Wertberichtigungen sowie Rechnungsabgrenzun-

gen: 

- MWST (Erhebung / Externe Prüfung) ESTV  ⚫ 

- Abteilungen Inkasso und Finanzen ESTV ⚫  

- Verrechnungssteuer / Stempelsteuer (Erhe-

bung) 

ESTV ⚫  

- Spielbankenabgabe ESBK ⚫  

- LSVA / PSVA BAZG  ◼ 

- Einfuhrzölle, MWST-Einnahmen BAZG  ◼ 

- Spirituosensteuer BAZG  ⚫ 

- Tabaksteuer BAZG ⚫  

Einnahmen 

Entgelte, verschiedener Ertrag, Forderungen inkl. 

Wertberichtigungen 

BLW  ⚫ 
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Prozesse / Positionen der Jahresrechnung VE Beurteilung (EFK) 

2024 2025 

Personal 

Personalausgaben inkl. Rückstellungen und zuge-

hörigen Bilanzkonten 

ESTV  ⚫ 

EDA ◼  

BAZG  ◼ 

BAFU ◼  

EPA  ⚫ 

SECO  ⚫ 

Einkauf 

Sach- und Betriebsaufwand, Rüstungsaufwand, 

Verbindlichkeiten sowie Rechnungsabgrenzungen 

VTG ⚫  

BBL ⚫  

SEM  ⚫ 

Anlagen / Immobilien 

Sachanlagen und immaterielle Anlagen inkl. Ab-

schreibungen und passive Rechnungsabgrenzun-

gen sowie Rückstellungen 

armasuisse  ⚫ 

VTG ⚫  

BBL  ⚫ 

BBL 

(ETH-Be-

reich) 

⚫  

 

 

 

Prozesse / Positionen der Jahresrechnung VE Beurteilung (EFK) 

2024 2025 

Subventionen 

Anteile Dritter an Bundeserträgen, Entschädigung 

an Gemeinwesen, Beiträge an eigene Institutio-

nen, Beiträge an Dritte, Beiträge an Sozialversiche-

rungen, Wertberichtigung Investitionsbeiträge, 

Wertberichtigung Darlehen 

BLW ⚫ ⚫ 

BAV ⚫ ⚫ 

SECO ⚫  

Lager (Vorräte)    

Vorräte inkl. Wertberichtigungen sowie Material- 

und Warenaufwand 

VTG  ⚫ 

Bundestresorerie    

Finanzanlagen und Finanzverbindlichkeiten, aktive 

und passive Rechnungsabgrenzungen sowie Fi-

nanzaufwand und -ertrag  

EFV  ⚫ 

Beurteilung des Risikos wesentlicher Fehler im Jahresabschluss aufgrund von internen Kontrolldefiziten. 

Es liegt ein bedeutender Mangel vor. Für die Verwaltungseinheit besteht dringender Handlungsbedarf. Es gibt 

keine oder praktisch keine internen Kontrollen. Das IKS ist unzuverlässig. 

Es besteht ein Verbesserungspotenzial, das von der Verwaltungseinheit umgesetzt werden muss.  

Die Ergebnisse entsprechen den Erwartungen der EFK. Es besteht kein oder lediglich ein geringfügiges Ver-

besserungspotenzial. 
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Interne Kontrolldefizite (BAZG)   

Sachverhalt und Feststellungen Schlussfolgerung Status 

Das IKS des BAZG weist seit Jahren innerhalb verschiedener Prozesse bedeutende Kon-

trollmängel auf. Die notwendigen Verbesserungen wurden nicht umgesetzt. Neue Sys-

teme werden ohne ein vollständiges und dokumentiertes IKS in Betrieb genommen.  

Im Bereich der Einfuhrzölle und der MWST hat die EFK einen Kontrollmangel zwischen 

den beiden Erhebungssystemen Passar und E-dec identifiziert (siehe auch Anhang 1). 

Im Rahmen der gemeinsamen Versandverfahren mit Bestimmungsort Schweiz sind die 

zugelassenen Empfänger verpflichtet, Einfuhren in E-dec und den Abschluss von Durch-

fuhren in Passar zu deklarieren. In Passar lässt sich nicht überprüfen, ob eine in Passar 

abgeschlossene Durchfuhr in der Folge als Einfuhr in E-dec deklariert und verzollt 

wurde. Das BAZG verfügt über kein Analysetool, um die Daten zwischen den beiden 

Systemen zu vergleichen. Künftig soll die Vollständigkeit der Daten durch das Überwa-

chungssystem Survista garantiert werden. 

Die EFK kann die Existenz eines internen Kontrollsystems beim BAZG für das 

Rechnungsjahr 2025 bestätigen.  

Es besteht jedoch ein erhöhtes Risiko, dass 2026 für die wichtigsten finanz-

relevanten Geschäftsprozesse gegebenenfalls kein geeignetes IKS besteht. In 

diesem Fall ist es möglich, dass sich die Richtigkeit und Vollständigkeit der 

Einnahmen nicht bestätigen lassen. Angesichts der finanziellen Bedeutung 

dieser Einnahmen könnte sich das Fehlen eines wirksamen IKS negativ auf 

die Jahresrechnung des Bundes auswirken. Das BAZG muss deshalb sicher-

stellen, dass die Grundsätze der ordnungsgemässigen Buchführung ab Ein-

führung der Systeme eingehalten werden. Dies gilt insbesondere für die Ein-

führung von Passar 2.0 ab dem zweiten Quartal 2026. 

 

◼ 
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7  F O L L O W- U P  V O N  S A C H V E R H A LT E N  A U S  F R Ü H E R E N  P R Ü F U N G E N  

 

Deckungskapital für die Versicherung von Lokalangestellten des EDA 

Sachverhalt und Feststellungen Schlussfolgerung Status 

Das Lokalpersonal des EDA profitiert von einer gesonderten Vorsorgelösung im Alters-, Hin-

terlassenen- und Invaliditätsfall sowie von einer gesonderten Regelung für Abgangsentschä-

digungen. Das für diese Leistungen notwendige Deckungskapital ist in einem Depotkonto bei 

der EFV hinterlegt (47 Mio. Franken per 31. Dezember 2025). Für diese Leistungen besteht 

seit längerer Zeit keine gesetzliche Grundlage. Mit einem «Bundesgesetz über den Spezial-

fonds Sozialleistungen EDA» soll diese geschaffen werden. Diese neuen gesetzlichen Rege-

lungen werden erst nach der Revision des Auslandschweizergesetzes (ASG, SR 195.1) umge-

setzt. 

Es besteht weiterhin keine gesetzliche Grundlage. Das Rechtsetzungs-

projekt läuft. 
⚫ 

Spezialfinanzierung Begleitmassnahmen FHAL / WTO (EFV) 

Sachverhalt und Feststellungen Schlussfolgerung Status 

Per 31. Dezember 2025 beinhaltet die Spezialfinanzierung Begleitmassnahmen FHAL / 

WTO mehr als 4,6 Mrd. Franken. Sie wurde während der Jahre 2009–2016 mit zweckge-

bundenen Einnahmen aus Einfuhrzöllen auf Lebensmitteln und Landwirtschaftsprodukten 

geäufnet (Art. 19a des Bundesgesetzes über die Landwirtschaft LwG, SR 910.1). Die künf-

tige Mittelverwendung ist weiterhin unklar. Entsprechend ihrer Zweckbindung sollen die 

Mittel für Begleitmassnahmen im Zusammenhang mit einem allfälligen Freihandelsabkom-

men mit der EU oder einem WTO-Abkommen im Agrar- und Lebensmittelbereich einge-

setzt werden. Vorläufig wird die Spezialfinanzierung unverändert beibehalten. 

Der Bundesrat könnte die bestehende Zweckbindung aufheben. Für 

eine Mittelverwendung müsste ein entsprechender Kredit genehmigt 

werden. 

⚫ 

 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2015/653/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1998/3033_3033_3033/de
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8  Z U  KO M M U N I Z I E R E N D E  S A C H V E R H A LT E  

Sachverhalt Status Schlussfolgerung 

Feststellungen der kanto-

nalen Finanzkontrollen zur 

direkten Bundessteuer 

✓ Die Kantone prüfen jährlich nachträglich die Ordnungs- 

und Rechtmässigkeit der Erhebung der DBST und die Ablie-

ferung des Bundesanteils. Dies ist im DBG (SR 642.11) ge-

regelt (vergleiche Kapitel 2.4). Die EFK hat die Berichte der 

kantonalen Finanzkontrollen über die Einnahmen 2024 aus 

der DBST erhalten. Die EFK besitzt keine Kompetenzen, die 

Richtigkeit der Berichterstattungen der Kantone zu über-

prüfen. 

Verstösse gegen Gesetze 

und andere Rechtsvor-

schriften 

✓ ISA-CH 250 behandelt die Pflicht des Abschlussprüfers zur 

Berücksichtigung der Auswirkungen von Gesetzen und an-

deren Rechtsvorschriften auf den Jahresabschluss. Die 

Analyse der EFK bezüglich Verstösse gegen Gesetze und an-

dere Rechtsvorschriften im Zusammenhang mit ISA-CH 250 

basiert auf Befragungen insbesondere der Direktion und 

des Rechtsdiensts und auf anderen Prüfungshandlungen. 

Die EFK hat keine Kenntnisse von wesentlichen falschen 

Darstellungen in der Jahresrechnung des Bundes 2025 auf-

grund von Verstössen gegen Gesetze oder anderen Rechts-

vorschriften. 

Aussergewöhnliche oder 

bedeutsame Transaktio-

nen mit nahestehenden 

Personen  

✓ Aufgrund der durchgeführten Prüfungshandlungen kommt 

die EFK zum Schluss, dass keine aussergewöhnlichen oder 

bedeutsamen Beziehungen zu, Salden gegenüber und 

Transaktionen mit nahestehenden Personen bestehen 

oder diese in der Jahresrechnung des Bundes 2025 (in 

Übereinstimmung mit den Rechnungslegungsgrundsätzen) 

angemessen ausgewiesen wurden. 

Wesentliche Ereignisse 

nach dem Bilanzstichtag  

✓ Entsprechend den Anforderungen von ISA-CH 560 hat die 

EFK die Ereignisse nach dem Bilanzstichtag und deren Aus-

wirkungen auf die Jahresrechnung des Bundes 2025 in Be-

tracht gezogen. Diesbezüglich sind keine zu berücksichti-

gende Sachverhalte bekannt. 

Sachverhalt Status Schlussfolgerung 

Verwendung der Arbeiten 

von anderen Prüfern oder 

Experten 

✓ Interne Revisionen Bundesverwaltung (IR) 

Die EFK erhält jährlich das Prüfprogramm sowie die Be-

richte der internen Revisionen (IR). Diese Unterlagen wer-

den in der Risikoanalyse und Prüfungsplanung der EFK be-

rücksichtigt. Die EFK konnte sich im Rahmen von ISA-

CH 610 auf die Prüfungsergebnisse der IR abstützen. Die IR 

erfüllen die Anforderungen betreffend Objektivität und 

Kompetenzen. Bei den Zwischen- und Schlussrevisionen 

haben Mitarbeitende der IR die EFK unterstützt. Die berufs-

ständischen Anforderungen für diese Einsätze sind erfüllt. 

Verwendung der Arbeiten 

von anderen Prüfern oder 

Experten 

✓ Andere IT-Prüfer 

Die EFK hat im Rahmen der Prüfung die von der Ernst & 

Young AG durchgeführten Arbeiten berücksichtigt. Diese 

bezogen sich auf die Prüfung der Existenz und Wirksamkeit 

genereller IT-Kontrollen. Die Arbeiten und Ergebnisse wur-

den von der EFK gemäss ISA-CH 620 überprüft. 

Verwendung der Arbeiten 

von anderen Prüfern oder 

Experten 

✓ Experte im Bereich der beruflichen Vorsorge 

Die EFK stützt sich im Zusammenhang mit der Prüfung der 

Berechnung der Nettovorsorgeaufwendungen und -ver-

pflichtungen sowie der Ermittlung der Kosten und Ver-

pflichtungen für die Treueprämie nach IPSAS 39 per 31. De-

zember 2025 auf die Arbeiten des Vorsorgeexperten Libera 

AG ab. Es handelt sich dabei um einen führenden schwei-

zerischen Anbieter für die Beratung von Vorsorgeeinrich-

tungen und die Berechnung von zu verbuchenden Ausga-

ben und Verpflichtungen in Übereinstimmung mit 

international anerkannten Rechnungslegungsstandards. 

Die Berechnungen und die zugrundeliegenden Annahmen 

wurden von der EFK gemäss ISA-CH 500 überprüft. 

Schwierigkeiten bei der 

Prüfungsdurchführung  

✓ Die EFK ist bei ihrer Prüfung auf keine Schwierigkeiten ges-

tossen.  

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1991/1184_1184_1184/de
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Sachverhalt Status Schlussfolgerung 

Sonstige Informationen ✓ Die sonstigen Informationen umfassen die in der Staats-

rechnung, Band 1A «Botschaft zur Staatsrechnung 2025», 

enthaltenen Informationen und die in Band 1B «Finanzbe-

richt zur Staatsrechnung 2025» enthaltenen Teile B, C und 

D. Zu den im Band 1A, Teil E veröffentlichten Abschlüssen 

der Sonderrechnungen «Bahninfrastrukturfonds» (BIF) 

und «Nationalstrassen und Agglomerationsverkehrsfonds» 

(NAF) erstellt die EFK separate Berichte an die Finanzkom-

missionen der eidgenössischen Räte und an die Bundesver-

sammlung.  

Nach ISA-CH 720 muss die EFK die sonstigen Informationen 

lesen und allfällige wesentliche Unstimmigkeiten zwischen 

den sonstigen Informationen, der Jahresrechnung des Bun-

des und den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen 

beurteilen. Es ist nicht die Aufgabe der EFK, die aufgeführ-

ten Abschnitte zu prüfen. Demzufolge gibt sie weder ein 

Prüfungsurteil noch irgendeine andere Art von Zusiche-

rung über den Inhalt dieser sonstigen Informationen ab. 

Bern, 23. April 2026 
 
EIDGENÖSSISCHE FINANZKONTROLLE 

Carole Balli  Virginie Bugnon 

Zugelassene Revisionsexpertin  Zugelassene Revisionsexpertin  
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A N H A N G  1  –  D E TA I L S  Z U  F E S T S T E L LU N G E N  Z U M  I K S  

VE  Schlussfolgerung 

Übergeordnete Prozessprüfungen 

BIT ⚫ Generelle IT-Kontrollen 

Die generellen IT-Kontrollen werden jährlich im BIT geprüft. Für die Periode vom 1. Januar 2025 bis 31. Dezember 2025 werden sowohl die Existenz als auch die Wirk-

samkeit der generellen IT-Kontrollen für die geprüften Systeme und Applikationen bestätigt. 

CCHR EPA ⚫ Prozesse im Informationssystem für das Personaldatenmanagement (IPDM) 

Das Ressort Competence Center Human Resources (CCHR) beim Eidgenössischen Personalamt (EPA) erstellt für die gesamte Bundesverwaltung die monatliche Lohn-

verarbeitung inkl. Jahresabschluss mit einem Volumen von rund 6,4 Mrd. Franken (Stand: 2024) und unterhält das IPDM. 

Für die monatliche Lohn- und die Jahresendverarbeitung bestehen Check- und Kontrolllisten. Die Risiken im Zusammenhang mit den genannten Geschäftsprozessen 

werden jährlich auf ihre Aktualität hin überprüft. Mit automatisierten und manuellen Schlüsselkontrollen werden wesentliche Risiken minimiert. Die Kontrollen sind in 

den Arbeitsabläufen integriert und wirksam. 

Das Änderungswesen im IPDM ist durch angemessene, systemgestützte Instrumente effizient gestaltet. Der Entzug und die Vergabe von Zugriffsberechtigungen folgen 

einem formalen Prozess. Superuser-Rechte werden nur restriktiv und kontrolliert vergeben. Das Incident-Management-System gewährleistet eine zeitnahe Bearbeitung 

aller offenen Vorfälle. Die beim CCHR durchgeführten generellen IT-Kontrollen sind wirksam. 

EFV ⚫ Prüfung des Kreditorenworkflows 

Die meisten Verwaltungseinheiten (VE) haben die Verwaltung der Kreditorenrechnungen – für den gesamten über den Workflow abgewickelten Prozess vom Eingang 

der Rechnungen bis hin zu ihrer Freigabe durch die VE – an das Dienstleistungszentrum Finanzen (DLZ FI) des Eidgenössischen Finanzdepartements delegiert. Das DLZ FI 

verarbeitet jährlich – einschliesslich der Rechnungen zwischen den VE – rund 464 000 Rechnungen. 2024 belief sich ihr erfasster Wert auf rund 70 Mrd. Franken. Das 

Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport (VBS) und die VE des Bundesgerichts verarbeiten ihre Rechnungen selbstständig.  

Insgesamt erlauben es die Organisation, das IT-System, der Prozess sowie die bestehenden Kontrollen innerhalb des DLZ FI, die Konformität der Jahresrechnung, die 

Existenz und Wirksamkeit des IKS bei der Verarbeitung der Kreditorenrechnungen durch das DLZ FI sowie die Rechnungsgenehmigungen, welche die VE über den 

Workflow durchführen, zu prüfen. 

Prozessprüfungen 

ESTV ⚫ MWST (Erhebung / Externe Prüfung) (2024: Bruttoeinnahmen von 26,9 Mrd. Franken)  

8.1 Die Prüfung des Prozesses im Bereich der MWST wurde bei der Abteilung Erhebung und der Abteilung Externe Prüfung der ESTV durchgeführt. Die beiden Abteilungen 

haben das IKS optimiert und die durchgeführten Anpassungen plausibel dargelegt. Die Prozessbeschreibungen und Risiko-Kontroll-Matrizen sind auf einem aktuellen 

Stand. Die Prüfungsergebnisse bestätigen die Wirksamkeit der Kontrollen bei der Registrierung der Steuerpartner, bei der Antragstellung und bei der Überprüfung der 

Deklarationen bzw. bei den verschiedenen in den beiden Abteilungen durchgeführten Kontrollen.  
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8.2 Der Prozess zur internen Kontrolle der Partner der Abteilung Erhebung beruht auf den Systemen der Abteilung Externe Prüfung. Die EFK empfiehlt eine Anpassung an 

die Prozesse, Risiken und Kontrollen der Abteilung Externe Prüfung und eine entsprechende Harmonisierung. 

8.3 Die beiden Abteilungen arbeiten mit unterschiedlichen Risikomodellen, um das Risiko der Steuerpartner zu beurteilen. Sie haben bisher noch keinen detaillierten 

Vergleich der Modelle und ihrer Ergebnisse gemacht, planen dies aber. Sie wollen auch die neuen Möglichkeiten berücksichtigen, die sich durch die künstliche Intelligenz 

bei der Ermittlung von Risiken ergeben. Die bei der letzten Prüfung diesbezüglich formulierte Empfehlung behält somit ihre Gültigkeit. 

BAZG ◼ Einnahmen aus der Schwerverkehrsabgabe (2024: Einnahmen von 1,8 Mrd. Franken) 

Die Leistungsabhängige Schwerverkehrsabgabe (LSVA) ist eine vom Gesamtgewicht, von der Emissionsstufe sowie von den im schweizerischen Zollgebiet gefahrenen 

Kilometern abhängige Abgabe. Der Prozess zur Erhebung der Schwerverkehrsabgabe befindet sich 2025 im Umbruch. Die Besteuerungs- und Prüfprozesse (System 

LSVA II) werden aufgrund von Änderungen und Anpassungen am IT-System (System LSVA III) schrittweise durch neue Prozesse ersetzt. Ziel ist es, die verschiedenen 

Prozesse so weit wie möglich zu automatisieren. Das IKS ist in Bezug auf den 2025 ausgelaufenen Erhebungsprozess angemessen. Die überprüften Schlüsselkontrollen 

sind wirksam.  

Während der Funktionsprüfung war das IKS im neuen Prozess zur Erhebung der Schwerverkehrsabgabe LSVA III noch nicht vollständig entwickelt. Es existierten keine 

wesentlichen Schlüsselkontrollen. Die EFK musste die wesentlichen Fehlerrisiken in der Jahresrechnung durch zusätzliche Prüfungshandlungen abdecken. Es besteht 

ein erhöhtes Risiko, dass sich die derzeitigen Mängel des IKS durch eine Ausweitung der Prüfungshandlungen bei der Abschlussprüfung 2026 gegebenenfalls nicht mehr 

kompensieren lassen. Die Einführung und Anpassung von Systemen ohne die Existenz eines ausgereiften IKS ist inakzeptabel. Für das BAZG besteht dringender Hand-

lungsbedarf. 

BAZG ◼ Erhebung der MWST und der Einfuhrzölle (2024: Einnahmen von 12,2 Mrd. bzw. 738 Mio. Franken) 

Die Einfuhren sowie ein grosser Teil der Ausfuhren werden über die Applikation E-dec verarbeitet. Zum Prüfungszeitpunkt wurden die Durchfuhren und 15 % der 

Ausfuhren in der neuen Applikation Passar verarbeitet. Passar wird etappenweise in Betrieb genommen, um E-dec letztlich zu ersetzen. Beim aktuellen Prozess in E-

dec existiert ein IKS, und die überprüften Kontrollen sind wirksam. Es gibt aber Ausnahmen, wie unter anderem die folgenden Feststellungen zeigen: Bei der Prüfung 

der Berechtigungen der zugelassenen Empfängerinnen und Empfänger bzw. Versenderinnen und Versender muss das Vier-Augen-Prinzip systematisch angewandt wer-

den. Die Prüfberichte sind als Kontrollnachweise aufzubewahren. Im Bereich der Einfuhren und Ausfuhren bestehen Systembrüche zwischen Passar und E-dec. Das 

BAZG muss sicherstellen, dass diese Systembrüche kontrolliert werden. Das BAZG muss für den gesamten Warenhandel ein geeignetes Internes Kontrollsystem inklusive 

Prozessdokumentation und Risiko-Kontroll-Matrix entwickeln und einführen. 

BAZG ⚫ Spirituosensteuer (2024: Einnahmen von 276 Mio. Franken, darunter 19 % aus inländischer Produktion) 

Der Schwerpunkt der Prüfung lag auf der inländischen Produktion von Spirituosen. Die meisten Prozesse sind dokumentiert. Es fehlt jedoch eine Gesamtbeurteilung 

der Risiken. Wegen Mängeln in der Dokumentation der Geschäftsprozesse lässt sich eine systematische Beurteilung der Risiken und Schlüsselkontrollen nicht durch-

führen. Trotz einer begrenzten Formalisierung der Prozesse hat die Prüfung zu dem Schluss geführt, dass geeignete Schlüsselkontrollen existieren, um eine richtige 

Veranlagung zu garantieren. Die Prüfung hat ergeben, dass verschiedene Produktionsmeldungen im System ComEAV nicht innert angemessener Frist verarbeitet wur-

den, wodurch in diesen Fällen keine Spirituosensteuer erhoben wurde. Das BAZG hat zwischenzeitlich eine monatliche Kontrolle eingerichtet, um Abhilfe zu schaffen. 

Der vom BAZG eingeführte risikoorientierte Ansatz zur Überwachung der Alkoholproduktion wird durch eine Risikoanalyse gestützt. Diese Analyse ist mit Blick auf die 

industrielle Produktion von Spirituosen im Inland und die Steuerlager angemessen. Hinsichtlich der landwirtschaftlichen Betriebe sowie der Kleinproduzentinnen und 

Kleinproduzenten ist die Risikoabdeckung allerdings unzureichend, was sich beispielsweise durch alternative Analysemethoden abmildern liesse. 

Ab 2027 soll die neue Verbrauchssteuerplattform TAXAS eingerichtet werden, um die aktuell im Zusammenhang mit der Alkoholsteuer verwendete IT-Applikation 

ComEAV zu ersetzen. 
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BLW ⚫ Einnahmenprozess – Patente und Konzessionen (2024: Erträge aus Patenten und Konzessionen in Höhe von 239 Mio. Franken)  

Gegenstand der Prüfung waren die Einnahmen aus der Versteigerung der Kontingente, insbesondere der Teilprozess « Zollkontingent durch Versteigerung verteilen». 

Seit dem 1. Januar 2021 werden Versteigerungen ausschliesslich über die vom BLW bereitgestellte Internet-Applikation «eKontingente» durchgeführt. Durch die 2023 

erfolgte Inbetriebnahme zusätzlicher IT-Entwicklungen hat das BLW den Prozess weiter digitalisiert und automatisiert. Dank dieser Entwicklungen konnten die manuel-

len Arbeitsschritte weiter reduziert werden – und mit ihnen die daraus resultierenden Fehlerrisiken. Obwohl Optimierungspotenzial besteht (z. B. Aktualisierung der 

Prozess- und Risikobeschreibungen, Aktualisierung des technischen Handbuchs, Überprüfung der Zugriffsrechte auf die Applikation «eKontingente»), kann die Existenz 

eines wirksamen IKS bestätigt werden.  

ESTV ⚫ Prozess Personalausgaben (2024: Personalausgaben von 179 Mio. Franken)  

Im Personalprozess besteht ein wirksames IKS. Die an das DLZ Pers EFD gesandten Mutationsaufträge werden wirksam kontrolliert. Die Kontrolle zur Erkennung von 

Diskrepanzen zwischen den Finanzdaten und den Human-Resources-Daten, die im Rahmen der monatlichen Lohnberechnung durchgeführt wird, ist im aktuellen Um-

fang wirksam. Eine Ausweitung des Umfangs der kontrollierten Lohnbestandteile, eine Formalisierung der Kontrollmethode und eine monatliche Archivierung der 

Arbeitsliste (Schlüsselinstrument der Kontrolle) trügen zu einer noch robusteren Kontrolle bei. Die sich auf die Personaldatenbank auswirkenden Zugriffsrechte auf die 

SAP-Rollen für den Bereich Human Resources müssen jährlich kontrolliert werden, um ihre Aktualität zu garantieren. Die IKS-Dokumentation konzentriert sich auf 

gezielte Kontrollen. Die ESTV sollte das IKS-Optimierungsprojekt nutzen, um die Beschreibungen der erwarteten Kontrollen und Nachweise zu präzisieren, damit sie die 

tatsächliche Praxis besser widerspiegeln. 

BAZG ◼ Prozess Personalausgaben (2024: Personalausgaben von 622 Mio. Franken)  

Die Existenz des IKS beim BAZG kann bestätigt werden. Die Wirksamkeit des IKS ist jedoch nicht in allen Bereichen garantiert. Die Schlüsselkontrollen bei Lohnmutatio-

nen, die sich finanziell sowie auf die nachgelagerten Kontrollen auswirken, sind wirksam. Während des gesamten Prozesses im Bereich der arbeitszeitbezogenen Ent-

schädigungen wird keine wirksame Schlüsselkontrolle durchgeführt. Dieser Prozess wurde 2023 angepasst und digitalisiert. Das Arbeitszeitverwaltungssystem Rum-

acaPEP soll 2027 durch ein neues System ersetzt werden. Die kompensierenden Kontrollen sind nicht wirksam. Nicht wirksam ist zudem das Berechtigungsmanagement 

in den Geschäftssystemen. Des Weiteren muss die Aufbewahrung der Belege zum IKS geregelt werden, da diese nicht garantiert ist. 

EPA / DLZ Pers 

EFD 

⚫ Prozess Personalausgaben (2024: Personalausgaben der Dienstleistungsbezüger in Höhe von 1,5 Mrd. Franken)  

Das DLZ Pers EFD erbringt Dienstleistungen für die elf Verwaltungseinheiten des EFD sowie für die Bundesanwaltschaft. Das IKS ist wirksam. Das DLZ Pers EFD wendet 

bei Lohnmutationen mit finanziellen Auswirkungen das Vier-Augen-Prinzip an. Die unterzeichnete Lohnsimulation dient als Kontrollnachweis. Das Format und die Un-

terzeichnung der Schlüsselkontrollen entsprechen nicht in allen Fällen den Vorschriften der Bundesverwaltung. Die zur Gewährleistung der Erstattung von Beträgen 

durch Dritte durchgeführten regelmässigen Kontrollen sind wirksam. Die Schlüsselkontrollen zu den Sozialleistungen sind wirksam. Es werden Stichprobenkontrollen 

zur familienergänzenden Kinderbetreuung durchgeführt. Dass sie innert angemessener Frist zum Abschluss kommen, ist nicht garantiert. So waren 2025 die Kontrollen 

zu den Jahren 2023 und 2024 noch nicht beendet. Die betreffenden Ausgaben sind jedoch tief (4 Mio. Franken pro Jahr). 

SECO ⚫ Prozess Personalausgaben (2024: Personalausgaben von 104,8 Mio. Franken) 

Die Risiken und Schlüsselkontrollen werden in der Risiko-Kontroll-Matrix beschrieben. Einige der Informationen sind inkorrekt oder veraltet und müssen daher ange-

passt werden. Die vorgesehenen Schlüsselkontrollen sind mitunter nicht angemessen konzipiert oder begründet, um Fehlerrisiken abzudecken. Die Mängel müssen 

behoben werden. Die Schlüsselkontrollen sind teilweise wirksam. Die Wirksamkeit der wichtigsten Schlüsselkontrollen im Prozess wird bestätigt. 

Das SECO hat die Empfehlungen umgesetzt, die im Rahmen der Prozessprüfung für den Jahresabschluss 2025 abgegeben wurden. Die Schlüsselkontrollen werden nun 

durchgeführt und korrekt dokumentiert, und sie sind wirksam. 
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SEM ⚫ Einkaufsprozess (2024: Sach- und Betriebsausgaben von 444 Mio. Franken)  

Die Prüfung hat sich auf die Kontrollen und die Überwachung des SAP-Berechtigungsmanagements sowie auf die Überwachung der Kreditorenprozesse durch den 

Finanzdienst des SEM beschränkt. Das IKS ist dokumentiert. Die durchgeführte Prüfung zeigt, dass die Schlüsselrisiken beschrieben sind. Entsprechende Kontrollen 

sind definiert und implementiert. Sie sind angemessen konzipiert, um die Kontrollrisiken wirksam abzudecken. Das IKS ist wirksam. Im Rahmen der Prüfung wurden 

keinerlei Kontrollmängel festgestellt. 

armasuisse ⚫ Anlageprozess (Sachanlagen per 31. Dezember 2024: 6,1 Mrd. Franken) 

Die Existenz und die Wirksamkeit des IKS im Anlageprozess von armasuisse werden bestätigt. Das IKS deckt die wesentlichen Risiken in angemessener Weise ab. Die 

relevanten Kontrollen sind implementiert und werden systematisch angewendet. Es besteht ein Kontrollbewusstsein. Die Direktion wird regelmässig informiert. 

BBL ⚫ Anlageprozess (Sachanlagen per 31. Dezember 2024: 5,5 Mrd. Franken)  

Das IKS zum Prozess im Bereich der Sachanlagen existiert und ist wirksam. In den Jahren 2024 und 2025 hat das BBL sein IKS komplett erneuert, um die Dokumentation 

zu modernisieren, die Praktiken zu harmonisieren und eine bessere Nachvollziehbarkeit der Kontrollen zu erreichen. Das neue Kontrollsystem wird als relevant und 

funktionsfähig beurteilt. Die IKS-Dokumentation wurde aktualisiert, harmonisiert und in das Risikomanagement-Tool integriert. Es wurden Empfehlungen für Verbesse-

rungen formuliert, um das System weiter zu stärken und seine einheitliche Anwendung im Gesamtprozess sicherzustellen. 

BLW ⚫ Subventionsprozess im Bereich der Investitionskredite und Betriebshilfen in der Landwirtschaft (Darlehen aus dem Verwaltungsvermögen per 31. Dezember 2024: 

2,5 Mrd. Franken bzw. 155,1 Mio. Franken)  

Gegenstand der Prüfung waren die Existenz und Wirksamkeit des Internen Kontrollsystems im Bereich der den Kantonen gewährten Investitionskredite und Betriebs-

hilfen in der Landwirtschaft. Zu den geprüften Teilprozessen zählen die Bewirtschaftung des Fonds-de-roulement durch die Kantone, die Gewährung von Investitions-

hilfen des Hochbaus, die durch das BLW durchgeführte Aufsicht sowie die Rechnungsprüfung und die Verbuchung. Die Prüfungsergebnisse entsprechen den Erwartun-

gen. Die Existenz der internen Kontrolle wird bestätigt. Bei der Wirksamkeit gibt es noch Verbesserungspotenzial. Die Prozessbeschreibungen in QM-Pilot müssen 

vervollständigt und aktualisiert werden. Ausserdem ist ihre Darstellung zu überprüfen. Im Bereich der Aufsicht müssen die Angaben zur Stichprobengrösse und zur 

Auswahl der Kantone zwischen dem Aufsichtskonzept und dem Bericht an die Direktion harmonisiert werden. Im Bericht ist ein Vergleich zwischen den durchgeführten 

und den vorgesehenen Kontrollen anzustellen, um feststellen zu können, ob der jährliche Aufsichtsplan eingehalten wurde. Jede Abweichung muss begründet werden. 

Die vor Ort von Expertinnen und Experten durchgeführten Kontrollen müssen systematisch und transparent dokumentiert werden. 

BAV ⚫ IKS Prüfungen BAV 

2025 wurde in erster Linie das IKS in den Prozessen auf Stufe Amt sowie in den Geschäftsprozessen für die Finanzplanung und Budgeterstellung, für den Verkauf und 

für die Finanzierung des Autoverlads geprüft. Die Existenz des IKS innerhalb dieser Prozesse wird bestätigt. Verbesserungspotenzial besteht unter anderem hinsicht-

lich der Risikobeurteilung, der Benutzerverwaltung in den Fachapplikationen Kern TUV und WDI TUV sowie der Beschreibung der Prozesse, Risiken und Kontrollen. 

VTG ⚫ Lagerprozess (Lagerbestand per 31. Dezember 2024: 3,4 Mrd. Franken)  

Die Existenz und die Wirksamkeit des IKS im Lagerprozess der Gruppe Verteidigung werden bestätigt. Die bei früheren Prüfungen festgestellten Kontrollmängel wurden 

durch die Einführung der Vorgabe «Lagermanagement LBA für die Bewirtschaftung des Materials des Bundes in Konsignation bei der Industrie» und durch die Auswei-

tung der Kontrollhandlungen von der Logistikbasis der Armee (LBA) auf die Konsignationslager der Industrie auf geeignete Weise behoben. Das IKS deckt die wesentli-

chen Risiken in angemessener Weise ab. Die relevanten Kontrollen sind implementiert und werden systematisch angewendet. Es besteht ein Kontrollbewusstsein. Die 

Armeeführung wird regelmässig informiert. 

EFV ⚫ Tresorerieprozess (Bundestresorerie)  
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Die Existenz des IKS kann bestätigt werden. Was die geprüften Prozesse betrifft, sind die Schlüsselkontrollen im Wesentlichen vollständig und richtig beschrieben. Die 

in den Risiko-Kontroll-Matrizen vorgesehenen Kontrollen decken die Schlüsselrisiken ab. Die Schlüsselrisiken werden durchgeführt und verständlich dokumentiert. Die 

Anpassung der Gegenparteilimiten bei den Kantonen und Banken sollte nach dem Vier-Augen-Prinzip erfolgen. Die Kontrollen müssen im Format PDF/A registriert und 

elektronisch signiert werden. Die Schlüsselkontrollen sind wirksam. Die generellen IT-Kontrollen (ITGC) in den Bereichen Änderungswesen und IT-Betrieb sind wirksam. 

Im Bereich der Zugriffsrechte sind sie gesamthaft betrachtet wirksam. Die Bundestresorerie muss die 2020 empfohlenen Massnahmen bezüglich der privilegierten 

Zugriffsrechte (produktive Datenbank und Betriebssystem) vollumfänglich implementieren. Dies wird zu einer Stärkung der Kontrollen in diesem Bereich führen. Das 

Risiko wesentlicher Fehler wird als begrenzt beurteilt. 
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A N H A N G  2  –  R O TAT I O N S P L A N U N G  F Ü R  D I E  F U N K T I O N S P R Ü F U N G E N  

Prozesse / Positionen der Jahresrechnung  VE Prüfjahr 

Übergeordnete Prozesse  

Generelle IT-Kontrollen BIT jährlich 

IPDM (CCHR EPA) EPA jährlich 

Kreditorenworkflow  EFV 2028 

Fiskaleinnahmen   

Fiskalertrag inkl. Forderungen und Wertberichtigungen sowie Rechnungsabgrenzun-

gen: 

  

- DBST (Abteilung Aufsicht Kantone) ESTV 2026 

- Verrechnungssteuer / Stempelsteuer (Rückerstattung) ESTV 2026 

- Verrechnungssteuer / Stempelsteuer (Erhebung) ESTV 2027 

- Verrechnungssteuer / Stempelsteuer (Externe Prüfung) ESTV 2027 

- Abteilungen Inkasso und Finanzen  ESTV 2027 

- MWST (Erhebung / Externe Prüfung) ESTV 2028 

- Spielbankenabgabe ESBK 2027 

- Mineralölsteuer / CO2-Abgabe BAZG 2026 

- Tabaksteuer BAZG 2027 

- Einfuhrzölle, MWST-Einnahmen BAZG 2027 

- LSVA / PSVA BAZG 2028 

- Spirituosensteuer BAZG 2028 
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Prozesse / Positionen der Jahresrechnung  VE Prüfjahr 

 

Einnahmen 

Entgelte, verschiedener Ertrag, Forderungen inkl. Wertberichtigungen  BBL 2026 

 BLW  2028 

Personal   

Personalausgaben inkl. Rückstellungen und zugehörigen Bilanzkonten armasuisse  2026 

VTG 2026 

SEM 2026 

EDA 2027 

ESTV 2028 

BAZG 2028 

EPA 2028 

SECO   2028 

Einkauf   

Sach- und Betriebsaufwand, Rüstungsaufwand, Verbindlichkeiten sowie Rechnungsab-

grenzungen 

armasuisse   2027 

VTG  2027 

BBL  2027 

SEM 2028 
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Prozesse / Positionen der Jahresrechnung  VE Prüfjahr 

Anlagen / Immobilien 

Sachanlagen und immaterielle Anlagen inkl. Abschreibungen und passive Rechnungs-

abgrenzungen sowie Rückstellungen 

ASTRA 2026 

BBL (ETH-Be-

reich) 

2027 

armasuisse 2028 

VTG 2028 

BBL 2028 

Subventionen   

Anteile Dritter an Bundeserträgen, Entschädigung an Gemeinwesen, Beiträge an ei-

gene Institutionen, Beiträge an Dritte, Beiträge an Sozialversicherungen, Wertberichti-

gung Investitionsbeiträge, Wertberichtigung Darlehen 

BAV jährlich 

EDA 2026 

SEM   2026 

SECO 2026/2027 

BLW 2027/2028 

Lager (Vorräte)   

Vorräte inkl. Wertberichtigungen sowie Material- und Warenaufwand VTG 2028 

Bundestresorerie   

Finanzanlagen und Finanzverbindlichkeiten, aktive und passive Rechnungsabgrenzun-

gen sowie Finanzaufwand und -ertrag 

EFV 2028 
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A N H A N G  3  –  Ü B E R S I C H T  Ü B E R  D I E  E I N E R  O R D E N T L I C H E N  P R Ü F U N G  U N T E R Z O G E N E N  
V E R WA LT U N G S E I N H E I T E N  

VE Name 

202 Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten 

420 Staatssekretariat für Migration 

525 Gruppe Verteidigung  

540 armasuisse 

601 Eidgenössische Finanzverwaltung 

605 Eidgenössische Steuerverwaltung 

606 Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit 

620 Bundesamt für Bauten und Logistik  

704 Staatssekretariat für Wirtschaft 

708 Bundesamt für Landwirtschaft 

802 Bundesamt für Verkehr 

806 Bundesamt für Strassen 
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A N H A N G  4  –  Ü B E R S I C H T  Ü B E R  D I E  G E P R Ü F T E N  F I N A N Z R E L E VA N T E N  S Y S T E M E  

Name Beschreibung 

ANFA Die Anwendung ermöglicht es den Kantonen, der ESTV die notwendigen Informationen über ihre Ressourcen im Rahmen des nationalen Finanzaus-
gleichs (NFA) zu übermitteln. 

CAMIUNS (EETS / NETS / 
NMTS) 

Das System CAMIUNS deckt alle Dienstleistungen im Zusammenhang mit der Erhebung der Leistungsabhängigen Schwerverkehrsabgabe (LSVA) ab, das 
heisst die folgenden Dienstleistungen: 

• den Nationalen Elektronischen Mautdienst (National Electronic Toll Service, NETS); 

• den Europäischen Elektronischen Mautdienst (European Electronic Toll Service, EETS); 

• den Nationalen Manuellen Mautdienst (National Manual Toll Service, NMTS). 

CASSA Cassa stellt den Prozess der Kassentransaktion von der Kasse bis zur Finanzverwaltung medienbruchlos zur Verfügung.  

COMEAV COMEAV ist die Hauptanwendung des BAZG im Zusammenhang mit der Alkoholsteuer. 

DAP- und MAP-Daten  DAP ist mit DIFAS für die Geschäftsfälle der Hauptabteilung DVS zuständig. Wobei DIFAS die Geschäftsfälle und Dokumente verwaltet, werden die 
Fachdaten der Formulare in DAP gespeichert. 

MAP ist mit MEFAS für die Geschäftsfälle der Mehrwertsteuer zuständig. Dabei verwaltet MEFAS die Geschäftsfälle und Dokumente, während die 
Fachdaten der Formulare in MAP gespeichert werden. 

DIFAS Das Fachanwendungssystem DIFAS bündelt alle spezialisierten und allgemeinen Funktionen zur Unterstützung der Mitarbeitenden der Hauptabteilung 
DVS bei der Vorbereitung und Bearbeitung der relevanten Geschäftsfälle. 

DMAK DMAK (Datenmeldung und Abrechnungen Kantone) ist die Applikation, über die die Kantonalen Steuerverwaltungen der ESTV monatlich ihre Einnah-
men aus der DBST und Ergänzungssteuer melden. 

E2 E2 ist eine technische Infrastruktur und für die Integration von ESTV-internen Systemen (Fachapplikationen/Fachsysteme) zuständig. 

E-DEC E-DEC (Electronic Declaration) ist eine auf Java basierende Web-Applikation. In E-DEC deklarieren die Zollbeteiligten Waren für den Import und Export. 

GSD Bei der Anwendung GSD (Gemeinsame Stammdaten der BAZG) handelt es sich um eine Datenbank für die zentrale Verwaltung, Bearbeitung (Mutatio-
nen, Korrekturen) und Bereitstellung von Stammdaten für diverse Applikationen der BAZG. 

IS LSVA II Bei der Anwendung LSVA handelt es sich um eine hochverfügbare Informatiklösung für die Erhebung der leistungsabhängigen Schwerverkehrsabgabe 
(LSVA) der abgabenpflichtigen Fahrzeuge aus dem In- und Ausland. 

MEFAS MEFAS stellt zwei Hauptfunktionen der Steuerverwaltung im Bereich MWST zur Verfügung: die Dossierverwaltung (Dossiersicht der archivierten Doku-
mente eines MWST-Partners) und die Pendenzenverwaltung. 
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Name Beschreibung 

MEPE Bei MEPE handelt es sich um eine Standard-Software, die im Rahmen des Programms Fiscal-IT für die ESTV personalisiert worden ist. Sie dient der 
Unterstützung von internen und externen Mitarbeitenden während externen Kontrollen der ESTV bei Steuerpartnern. 

MinöSt MinöSt ist eine Applikation des BAZG, die der Erhebung der Mineralölsteuer dient. 

MLI Das Multi-Layered Interface (MLI) dient als Schnittstelle bei der Datenübermittlung zwischen SAP und den Fakturierungssystemen MinöSt und TABI. 
MLI stellt Fakturierungsdaten für SAP zur Verfügung. 

PAJAR PAJAR ist die massgebliche Applikation für die Abwicklung aller Zahlungsgeschäfte zwischen den Fachapplikationen und den Zahlungskanälen. Die Zah-
lungskanäle sind somit nie direkt mit den Fachapplikationen verbunden. PAJAR ist zudem für die Deklaration der Geschäfte in SAP ERP zuständig. 

PDOS Die Applikation PDOS (Partnerdossiersystem) ermöglicht es der ESTV, sämtliche Informationen, Geschäfte und Dokumente zu einem Partner zusam-
mengefasst abzurufen. Sie ist Teil von Fiscal-IT. 

RIBU Das Risikobeurteilungssystem RIBU ermöglicht es der ESTV, die Regeln für die Risikobeurteilung zu verwalten. Es ist Teil von Fiscal-IT. 

ROE Die Applikation ROE (Radio- und Fernsehen Open Entry System) ermöglicht den Kunden, die Unternehmensabgabe für Radio und Fernsehen online 
einzureichen. Sie ist Teil von Fiscal-IT. 

RTFAS Das Fachsystem RTFAS ermöglicht den Mitarbeitenden der ESTV die Bearbeitung von Geschäftsfällen der Unternehmensabgabe für Radio und Fernse-
hen. Sie ist Teil von Fiscal-IT. 

SAP SAP dient als Arbeits- und Führungsinstrument in den Bereichen Personal- und Kostenmanagement, Haushalts- und Rechnungsführung sowie Logistik 
und Immobilienmanagement. 

SDDE Zur Erfüllung ihrer Aufgaben hat die ESTV eine konsolidierte Scanning-Lösung aufgebaut, die es ermöglicht, die Papierformulare einzulesen, die Daten 
zu erkennen und zu validieren, im Archiv die Bilder und Metadaten abzulegen sowie den Fachsystemen die Informationen der Formulare zu liefern. 

SUFAS In SUFAS (Steuerartunabhängiges Fachsystem) werden vorgelagerte Prozessschritte von allgemeinem Charakter umgesetzt (Geschäftsfallvorbereitung 
und Stammdatenverwaltung). 

TABI Die Applikation TABI (Tabak + Bier) ist eine integrierte Lösung für die Inlandsbesteuerung, die Rückerstattung, die Registrierung von eingeführten und 
im Inland hergestellten Tabakfabrikaten sowie die Inlandbesteuerung von Bier. 

TAXAS  Die Plattform TAXAS des BAZG erlaubt die Zentralisierung und Automatisierung der Erhebung und Rückerstattung von Steuern und Abgaben auf Waren, 
die Verbrauchssteuern wie der CO2- oder VOC-Abgabe bzw. der Mineralöl-, Tabak- oder Biersteuer unterliegen.  

TSR TSR ist eine Applikation des BAZG zur Abwicklung der Rückerstattung von Treibstoffzöllen und der CO2-Abgabe (Steuerrückerstattung für Landwirtschaft, 
Forstwirtschaft, konzessionierte Transportunternehmungen, Industrie und Gewerbe, Berufsfischerei, Naturstein-Abbau und CO2-Abgabe). 

UNILUX UNILUX ist eine Individual-Software zur Unterstützung der Revisorentätigkeit in der ESTV, die vor allem für die Abteilung Externe Prüfung (DVS-EP) 
konzipiert und entwickelt wurde. Weitere Funktionen ermöglichen z. B. die Rechnungsverwaltung und die Berechnung von Verzugszinsen. 
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VIA Via ist die Anwendung des BAZG für die Bezahlung der pauschalen Schwerverkehrsabgabe (PSVA) für ausländisch immatrikulierte Fahrzeuge und der E-
Vignette. 
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A N H A N G  5  –  A B K Ü R Z U N G E N  

ALV Arbeitslosenversicherung 

ASG Bundesgesetz über Schweizer Personen und Institutionen im Ausland (SR 195.1). 

ASTRA Bundesamt für Strassen 

Ausgleichsfonds 
ALV 

Ausgleichsfonds der Arbeitslosenversicherung 

BAFU Bundesamt für Umwelt 

BAG Bundesamt für Gesundheit  

BAV Bundesamt für Verkehr 

BAZG Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit  

BBL Bundesamt für Bauten und Logistik 

BIF Bahninfrastrukturfonds 

BIT Bundesamt für Informatik und Telekommunikation 

BLW Bundesamt für Landwirtschaft  

BVGer Bundesverwaltungsgericht 

CCHR EPA Competence Center Human Resources beim Eidgenössischen Personalamt 

CO2 Kohlenstoffdioxid 

DBG Bundesgesetz vom 14. Dezember 1990 über die direkte Bundessteuer (SR 642.11) 

DBST Direkte Bundessteuer 

DLZ  Dienstleistungszentrum 

DLZ FI Dienstleistungszentrum Finanzen 

DLZ Pers EFD Dienstleistungszentrum Personal EFD 

DVS Direkte Bundessteuer, Verrechnungssteuer, Stempelabgabe 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2015/653/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1991/1184_1184_1184/de
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EBWE Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung 

EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten 

EETS European Electronic Toll Service (Europäischer Elektronischer Mautdienst) 

EFD Eidgenössisches Finanzdepartement 

EFK Eidgenössische Finanzkontrolle 

EFV Eidgenössische Finanzverwaltung  

EPA Eidgenössisches Personalamt  

ESBK Eidgenössische Spielbankenkommission 

ESTV Eidgenössische Steuerverwaltung 

ETH Eidgenössische Technische Hochschule 

FHAL Freihandelsabkommen  

FHG Bundesgesetz vom 7. Oktober 2005 über den eidgenössischen Finanzhaushalt (Finanzhaushaltgesetz, SR 611.0) 

FHV Finanzhaushaltverordnung vom 5. April 2006 (SR 611.01) 

FINMA Eidgenössische Finanzmarktaufsicht 

FKG Bundesgesetz vom 28. Juni 1967 über die Eidgenössische Finanzkontrolle (Finanzkontrollgesetz, SR 614.0) 

GS-EFD Generalsekretariat des Eidgenössischen Finanzdepartements 

GS-VBS Generalsekretariat des Eidgenössischen Departements für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport  

HH+RF Handbuch für die Haushalt- und Rechnungsführung in der Bundesverwaltung  

IKS Internes Kontrollsystem 

IPDM Informationssystem für das Personaldatenmanagement 

IPSAS International Public Sector Accounting Standards 

IR Interne Revision 

ITGC Generelle IT-Kontrollen (IT general controls) 

LBA Logistikbasis der Armee 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2006/227/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2006/228/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1967/1505_1553_1547/de
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LSVA Leistungsabhängige Schwerverkehrsabgabe 

MWST Mehrwertsteuer  

NAF Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrsfonds 

NFA Nationaler Finanzausgleich 

PSVA Pauschale Schwerverkehrsabgabe 

SA-CH Schweizer Standards zur Abschlussprüfung (2022) 

SECO Staatssekretariat für Wirtschaft 

SEM Staatssekretariat für Migration 

SNB Schweizerische Nationalbank 

VE Verwaltungseinheit 

VOC Flüchtige organische Verbindungen  

VTG Gruppe Verteidigung  

WBF Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung 

WTO Welthandelsorganisation 

ZAS Zentrale Ausgleichsstelle 

 

 


